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1  EINLEITUNG 
In den letzten Jahren ist die Verbrauchererwartung an Lebensmittel deutlich 
angestiegen. Mit ihr hat auch der Verbraucherschutz einen immer höheren 
Stellenwert eingenommen. Zu dieser Entwicklung haben sowohl zahlreiche Lebens-
mittelkrisen der vergangenen Jahre als auch eine verbesserte Verbraucher-
information beigetragen. Mit der Schaffung des europäischen Binnenmarktes, in dem 
der Lebensmittelhandel von herausragender Bedeutung ist, wurde der gesund-
heitliche Verbraucherschutz zum vorrangigen Anliegen der Europäischen 
Gemeinschaft. Dabei steht der Schutz der Gesundheit und der wirtschaftlichen 
Interessen ihrer Bürger im Vordergrund. Zuerst wurden Forderungen nach 
Produkthaftung und Produktsicherung im Gemeinschaftsrecht fixiert. Im Zuge dessen 
wurden verstärkt Vorschriften zur Durchführung von betrieblichen Eigen-
kontrollmaßnahmen in die Rechtsakte über Lebensmittelsicherheit der Gemeinschaft 
aufgenommen. Das Ziel dieser Gesetzgebung ist es, die Sicherheit von 
Lebensmitteln durch präventives Prozessmanagement zu verbessern und die 
Verantwortlichkeit hierfür auf den Hersteller und Inverkehrbringer zu übertragen 
(HARTIG et al. 1997). Um ein gesundheitlich unbedenkliches Lebensmittel zu 
produzieren, sind Überwachungsmaßnahmen während des Herstellungsprozesses 
notwendig. Innerhalb dieser Eigenkontrollsysteme soll ein Konzept, das gesund-
heitliche Gefahren durch Lebensmittel identifiziert, bewertet und schließlich 
beherrscht, das sogenannte “Hazard Analysis and Critical Control Point” (HACCP)-
Konzept, zur Abwehr von gesundheitlichen Gefahren dienen (TEUFEL, BgVV 1996).  
Mit der nationalen Umsetzung der Richtlinie 93/43/EWG des Rates vom 14. Juni 
1993 über Lebensmittelhygiene in Deutschland durch die Lebensmittelhygiene-
Verordnung (LMHV) vom 5. August 1997, werden Betriebsinhaber verpflichtet, 
Eigenkontrollen im Sinne eines vorbeugenden Verbraucherschutzes durchzuführen. 
Diese erstmalige bundeseinheitliche Lebensmittelhygieneverordnung ersetzte bislang 
bestehende lebensmittelhygienerechtliche Vorschriften von Bund, Ländern sowie 
Kommunen. Sie enthielt erstmals die Forderungen nach betriebseigenen 
Maßnahmen, Kontrollen einschließlich Schulungen des Personals. Obwohl die 




zufolge bisher wenig Bereitschaft der Rechtsunterworfenen zu geben, sich dieser 
Verantwortung zu stellen. Kommt es dennoch zu einer Auseinandersetzung mit dem 
Thema Eigenkontrollen, bestehen sowohl für Gastronomie als auch für Einrichtungen 
der Gemeinschaftsverpflegung insofern Probleme bei deren Umsetzung, als diese 
mit den Forderungen des §3 LMHV, nämlich der Basishygiene, sowie mit 
qualitätssteigernden Maßnahmen gleichgesetzt werden. Die Zunahme an Bedeutung 
von betrieblichen Eigenkontrollen im Lebensmittelrecht wird durch die neuere 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen 
Grundsätze des Lebensmittelrechtes (Lebensmittel-Rahmen-Verordnung) deutlich. 
Mit ihr wird das Lebensmittelrecht neu geordnet und tritt ab 01.01.2006 in Kraft. Sie 
überträgt ausschließlich die Verantwortung für die Gewährleistung der 
Lebensmittelsicherheit auf den Produzenten und Inverkehrbringer. 
Mit der vorliegenden Arbeit sollte untersucht werden, wie Lebensmittelhersteller die 
gesetzlich fixierte Selbstkontrolle ihrer Produkte zur Erzielung von Lebensmittel-
sicherheit unter Anwendung des HACCP-Prinzipes nach § 4 der ehemals gültigen 
LMHV umgesetzt haben. 
Ziel der Arbeit war es, in Einrichtungen der Gemeinschaftsverpflegung und 
Gastronomie eine Erhebung durchzuführen, inwieweit Eigenkontrollen angedacht 
bzw. umgesetzt werden und hierbei auf eigene oder auf vorgefertigte Konzepte 
zurückgegriffen wird. 
Weiterhin wurde untersucht, ob und inwieweit zwischen der Forderung nach 
Eigenkontrollen und dem Qualitätssicherungssystem in praxi diskriminiert wird. 
Ebenso galt es in Erfahrung zu bringen, ob mikrobiologische, physikalische oder 
chemische Risiken erkannt und hierfür Sicherungsmaßnahmen eingerichtet sind.  
Mit dieser Erhebung sollte außerdem eine Aussage über die Dokumentations-
gewohnheiten der Betriebe, bezüglich der erfolgten Eigenkontrollen, gemacht werden 
können. Dabei ergab sich die Fragestellung, wie die Lebensmittelüberwachung die 





2  LITERATUR 
 
2.1.  Historische Entwicklung des HACCP-Konzeptes 
Das Hazard Analysis and Critical Control Point (HACCP)-Konzept wurde bereits zu 
Beginn der sechziger Jahre in den Vereinigten Staaten von Amerika entwickelt. Dies 
geschah in einer gemeinschaftlichen Arbeit von der Pillsbury Company, den 
U.S.Army Natick Research and Developement Laboratories und der National 
Aeronautics and Space Administration (NASA), um sichere Lebensmittel für das 
Raumfahrtprogramm herzustellen (BAUMANN 1974, 1975, SPERBER 1991, 
UNTERMANN et al. 1996). 
Vorausgegangen war der Auftrag ein Lebensmittel zu produzieren, das unter den 
Bedingungen der Schwerelosigkeit und der Lebensweise der Astronauten in den 
Raumfähren verwendet werden konnte. Der schwierigste Teil dieses Auftrages lag 
jedoch darin, mit nahezu 100%iger Sicherheit gewährleisten zu können, dass die für 
die Raumfahrt hergestellten Lebensmittel nicht mit Bakterien, Viren oder Toxine 
belastet waren. Derartige Risiken hätten zum Abbruch einer Mission oder zu einer 
Katastrophe führen können. Die damaligen herkömmlichen Methoden der 
Qualitätssicherung, wie die Endproduktkontrolle, konnten zur Lösung dieser 
Aufgabenstellung nicht herangezogen werden (HARTIG 1993). Denn allein durch die 
Untersuchung der fertigen Lebensmittel war und ist eine ausreichende Sicherheit 
nicht zu gewährleisten (SPERBER 1991). Daher war es notwendig, die Herstellungs-
prozesse so zu entwickeln und zu überwachen, dass mögliche Gesundheitsgefahren 
für die Astronauten durch diese Lebensmittel sicher und zuverlässig ausgeschaltet 
wurden (UNTERMANN et al. 1996). Mit Hilfe des sogenannten HACCP-Konzeptes 
konnte dies gewährleistet werden. 
Der Fachöffentlichkeit wurde das HACCP-Konzept erstmals 1971 auf der Conference 







Das Konzept bestand damals aus folgenden drei Punkten (SPERBER 1991): 
1. der Gefahrenermittlung und Gefahrenbewertung, 
2. der Bestimmung von „critical control points“ (CCPs) und 
3. dem „monitoring“ der CCPs (siehe Kapitel 2.2. Tab. 1). 
 
Das HACCP-Konzept wurde entwickelt, um spezifische Gefahren in Lebensmitteln, 
welche zu einer Erkrankung der Konsumenten führen können, frühzeitig zu erkennen 
und auszuschalten (SPERBER  2005). Seine Prinzipien stellen jedoch keine Neuheit 
dar, sondern werden in der Literatur, wie beispielsweise von UNTERMANN (2000), 
als Renaissance alter naturwissenschaftlicher Denkprinzipien beschrieben. So erfüllt 
vergleichsweise die Untersuchung von Schlachtschweinen auf Trichinella, welche 
bereits seit dem Jahre 1860 zum Schutz des Menschen vor Trichinose durchgeführt 
wird, alle drei Punkte des o.g. HACCP-Konzeptes (Ernst Lücker, Leipzig, 21. Januar 
2005). 
Schon ab 1972 wurden von der Pillsbury Company Schulungen für die Beamten der 
Food and Drug Administration bezüglich der Anwendung des HACCP-System in der 
allgemeinen Lebensmittelproduktion veranstaltet (BAUMANN 1995). Wenig später 
wurde das HACCP-Konzept für die Herstellung von schwach gesäuerten Konserven 
in der „Low Acid Canned Foods Regulation gesetzlich verankert (FDA 1973, 
UNTERMANN et al. 1996). Bereits in den 70er und frühen 80er Jahren übernahmen 
einzelne große Lebensmittelproduzenten das Konzept. Seine Anwendung in der 
Lebensmittelproduktion wurde dann im Jahre 1985 von der „National Academy of 
Science“ (NAS 1985) empfohlen. Das bisher aus drei Prinzipien bestehende 
HACCP-Konzept wurde durch die „International Commission on Microbiological 
Specifications for Food“ (ICMSF) auf sechs Prinzipien ausgeweitet und durch 
Publikationen der Kommission auch international bekannt (SIMONSEN et al. 1987, 
ICMSF 1989). 1989 fügte dann das „National Advisory Committee on Microbiological 
Criteria for Foods“ (NACMCF), welches von der „National Academy of Science“ 
eingesetzt worden war, den sechs Prinzipien ein weiteres Prinzip hinzu: „Erstellung 
von kritischen Grenzwerten“ („establish critical limits“). Damit wurde das Konzept auf 





1. Conduct hazard analysis and risk assessment. 
2. Determine CCPs. 
3. Establish specifications for each CCP/establish critical limits. 
4. Monitor each CCP. 
5. Establish corrective action to be taken if a deviation occurs at a CCP. 
6. Establish a recordkeeping system. 
7. Establish verfication procedures (SPERBER 1991).  
 
Die FAO/WHO Codex Alimentarius Commission nahm dieses 7-Punkte-Konzept in 
ihre Arbeiten zur Harmonisierung internationaler Handelsbeziehungen auf. Es folgten 
Begriffsdefinitionen und eine genaue Beschreibung der sieben HACCP-Prinzipien, 
welche in Kapitel 2.2 noch aufgeführt werden (UNTERMANN 1997). In der folgenden 
Tabelle 1 sind die wesentlichen Entwicklungsstufen des HACCP-Systems der 
vergangenen Jahre zusammengestellt. Hierbei ist anzumerken, dass die ICMSF 
(1988) zwischen zwei Kategorien von CCPs unterscheidet. Die Kategorie „CCP I“ 
steht für eine sichere Beherrschung der Gefahr, wie bei der Ultrahocherhitzung von 
Milch. Sowie die Kategorie „CCP II“, welche eine weitgehende Minimierung der 
Gefahr auf ein akzeptables Risiko, wie besondere Maßnahmen bei der Verpackung 
von Lebensmitteln zum Schutz gegen eine Rekontamination, umfasst. Da jedoch in 
der Praxis die Einhaltung der CCP II weniger beachtet und häufig vom Personal als 
unwichtig angesehen wurde, verzichtete man in der Regel auf eine Untergliederung 
der CCPs in zwei Kategorien. Vielmehr ging man dazu über die CCPs fortlaufend zu 
nummerieren, wenn mehrere in einem Herstellungsprozess vorhanden sind. Auch 
der Codex Alimentarius definiert nur eine CCP Kategorie (Codex Alimentarius 
Comission 1996). Von SPERBER (1991) wurde im Rahmen einer Umfassenden 
Qualitätssicherung die Einführung von zusätzlichen Kontrollpunkten „CP“ und „MCP“ 
empfohlen. Mit „CP“ werden hier die Punkte bezeichnet, an denen die Einhaltung 
gesetzlicher Vorschriften gesichert werden kann, wie Grenzwerte für coliforme 
Bakterien. Mit „Manufacturing Control Points“ (MCP) bezeichnet er die Punkte, die 
wichtig für die Einhaltung anderer wichtiger Qualitätskriterien sind wie Geschmack 




Tab.1: Entwicklungsstufen des HACCP-System und Kategorien von „Control Points“ (CP) nach 
verschiedenen Literaturangaben 
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*) Dept. Health, Educ. Welfare (1972), Sperber (1991) 





2.2  Das HACCP-Konzept gemäß Codex Alimentarius 
Der Codex Alimentarius ist eine Sammlung von international gültigen Lebensmittel-
standards. Ihre besondere Bedeutung haben sie durch ein internationales 
Abkommen im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO) erlangt, gemäß dem sie 
als Referenz für den internationalen Handel gelten. Sie stellen damit die Grundlage 
dar, auf der die Mitgliedstaaten ihre lebensmittelrechtlichen Bestimmungen 
harmonisieren sollen. Die Codex Alimentarius Kommission ist eine gemeinsame 
Kommission der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) und der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) der Vereinten Nationen. Der Codex 
Alimentarius umfasst neben den Standards für zahlreiche zur Abgabe an den 
Verbraucher bestimmte Lebensmittel außerdem Empfehlungen in Form von 
Verfahrensregeln und Richtlinien (Verbraucherschutzministerium 2005). Das 
HACCP-Konzept wird im Codex Alimentarius definiert als „ein System, das dazu 
dient, bedeutende gesundheitliche Gefahren durch Lebensmittel zu identifizieren, zu 
bewerten und zu beherrschen“ (FAO/WHO Codex Alimentarius Commission 1996). 
Der Grundgedanke des Konzeptes liegt darin, zuerst einen Handlungsbedarf zu 
ermitteln und danach geeignete präventive Maßnahmen festzulegen. STOLLE (1997) 
beschreibt das HACCP-System zusammenfassend, als ein systematisches, 
betriebsspezifisches und prozessorientiertes (Hygiene) Kontroll- und Lenkungs-
system, welches auf Ermittlung von Schwachstellen in der gesamten Lebensmittel-
produktionskette und deren ständiger Überwachung basiert. Dabei werden jedoch 
nicht die bisher üblichen Hygienemaßnahmen ersetzt, wie beispielsweise der 
einwandfreie Zustand und die Sauberkeit der Betriebsstätte, das Reinigen von 
Arbeitsgeräten und letztendlich die Personalhygiene. Es baut vielmehr auf einem gut 
durchdachten Hygienekonzept auf und ist als ein Teil eines leistungsfähigen 
Lebensmittelsicherheits- bzw. Gesamthygienekonzeptes anzusehen (TEUFEL 1996, 
NAUJOK 1997, UNTERMANN 2000). In dem Bericht der Codex Alimentarius 
Kommission mit dem Titel „Hazard Analysis and Critical Control Point (HACCP) 
System and Guidelines for its Application” sind exakte Begriffsdefinitionen erarbeitet 
worden, mit deren Hilfe eine kurze und genaue Beschreibung der sieben HACCP-




Tab.2: Begriffsdefinitionen zum HACCP-Konzept (FAO/WHO Codex Alimentarius Commission 1996) 
 
Definitionen der wichtigsten Begriffe des HACCP-Konzepts 
Begriff englisch Begriff deutsch Definition deutsch 
Control (verb) unter Kontrolle 
bringen, beherrschen 
(Verb) 
Alle erforderlichen Handlungen durchführen, um die Einhaltung der 
im HACCP-Plan festgelegten Kriterien sicherzustellen und 
aufrechtzuerhalten. 
Control (noun) Beherrschung 
(Substantiv) 
Der Zustand, in dem Verfahren fehlerfrei ablaufen und Kriterien 
eingehalten werden. 
Control measures Maßnahmen zu 
Beherrschung 
Handlungen und Maßnahmen, um eine gesundheitliche Gefahr 
durch Lebensmittel auszuschalten, zu vermeiden oder auf ein 
annehmbares Maß zu verringern. 
Corrective actions Korrekturmaßnahmen Die Maßnahmen, die durchzuführen sind, wenn die Ergebnisse der 




Critical Control Point 
(CCP) 
Eine Stufe, auf der es möglich und von entscheidender Bedeutung, 
ist, eine gesundheitliche Gefahr durch Lebensmittel zu vermeiden, 
zu beseitigen oder auf ein annehmbares Maß zu reduzieren. 
Critical limit Grenzwert Ein Wert, der zwischen Annahme und Ablehnung unterscheidet. 
HACCP plan HACCP-Plan Ein gemäß den Prinzipien des HACCP erstelltes Dokument, das die 
Beherrschung gesundheitlicher Gefahren durch Lebensmittel in den 
einzelnen Abschnitten der Lebensmittelkette sicherstellen soll. 
Hazard Gefahr Ein Agens oder ein Faktor von biologischer, chemischer oder 
physikalischer Natur mit der Eigenschaft, eine 
Gesundheitsschädigung hervorrufen zu können. 
Hazard analysis Gefahrenanalyse Der Vorgang des Sammelns , Aus- und Bewertens von 
Informationen über Gefahren und Situationen, die diese hervorrufen 
können, um zu entscheiden, welche bedeutend für den 
gesundheitlichen Verbraucherschutz und daher in den HACCP-Plan 
einzubeziehen sind. 
Monitor Überwachen Durchführen einer geplanten Sequenz von Beobachtungen oder 
Messungen bestimmter Kenngrößen, um zu beurteilen, ob sich ein 
CCP im Bereich der vorgegebenen Grenzwerte bewegt.  
Step Stufe Ein Punkt, Verfahren, Arbeitsgang oder Abschnitt in der 
Lebensmittelkette, einschließlich der Ausgangsmaterialien, von der 
Primärproduktion bis zum endgültigen Verbrauch. 
Verification Verifizierung Zusätzliche zu den bei der Überwachung angewandten Methoden, 
Verfahren und Tests, durch die ermittelt werden soll, ob der 







Tab.3: Die 7 Prinzipien des HACCP-Systems nach FAO/WHO Codex Alimentarius Commission 
(1996) ALINORM 97/13A (linke Spalte) sowie deutsche Übersetzung (rechte Spalte) 
 
 








1. Conduct a hazard analysis. 
 
 
1. Eine Gefahrenanalyse durchführen. 
 
 
2. Determine the Critical Control  
    Points. 
 
 
2. Die “Critical Control Points” 
bestimmen. 
 
3. Establish critical limits. 
 
3. Grenzwert(e) festlegen. 
 
4. Establish a system to monitor  
    control of the CCP. 
 
 
4. Ein System zur Überwachung der 
CCPs festlegen. 
 
5. Establish the corrective action to 
 be taken when monitoring  
    indicates that a particular CCP is  
    not under control. 
 
5. Festlegung von Korrekturmaßnahmen, 
die vorzunehmen sind, wenn die 
Überwachung (Monitoring) anzeigt, 




6. Establish procedures for  
    verifications to confirm that the  
    HACCP system is working  
    effectively. 
 
 
6. Festlegen von Verifizierungsverfahren, 
die bestätigen, dass das HACCP-
System erfolgreich arbeitet. 
 
7. Establish documentation  
    concerning all procedures and  
    records appropriate to these  
    principles and their application. 
 
 
7. Einführen einer Dokumentation, die 
alle Vorgänge und Aufzeichnungen 
berücksichtigt und diesen Prinzipien 





Folglich geht es darum, die spezifischen Gesundheitsgefahren für den Konsumenten 
zu identifizieren, und die Wahrscheinlichkeit und Bedeutung ihres Auftretens zu 
bewerten. Dies können chemische, physikalische oder mikrobiologische Gesund-
heitsgefahren sein.  
Nach HILDEBRANDT (2003) konzentriert sich die Gefahrenabwehr des HACCP-
Konzeptes besonders auf Risiken, die als charakteristisch für das jeweilige 
Lebensmittel gelten und sind nicht mit allgemeinen Hygienerisiken zu verwechseln. 
Aufgrund dieser Analyse sind die notwendigen vorbeugenden Maßnahmen 
festzulegen, mit denen sich die Gefahren bereits während der Herstellung des 
Lebensmittels vermeiden, ausschalten oder zumindest auf ein akzeptables Maß 
vermindern lassen (TEUFEL 1996). Hierbei stehen Betriebe mit feststehenden, sich 
ständig wiederholenden Arbeitsabläufen im Vordergrund.  
 
Für die Einführung und Anwendung eines HACCP-Konzeptes sieht der Codex 







Tab.4: Ablaufschema für die Anwendung des HACCP-Konzeptes in Anlehnung an FAO/WHO Codex 
  Alimentarius Commission, 1996 
 
Ablaufschema für die Anwendung des HACCP-Konzeptes 
Vorarbeiten: 
 1. HACCP-Team zusammenstellen. 
 2. Produkt beschreiben. 
 3. Vorgesehenen Verwendungszweck festlegen. 
 4. Ablaufdiagramm für den Herstellungsprozess erstellen. 
 5. Überprüfen, ob das Diagramm mit den tatsächlichen Arbeitsabläufen im Betrieb übereinstimmt. 
 
„Hazard Analysis“ 
 1. Auflistung sämtlicher potentieller Gefahren für die Gesundheit des Konsumenten (Hazard  
     Identification). 
 2. Bewertung der Gefahren (Risk Assessment). 
 3. Handlungsbedarf festlegen. 
 
„Präventives Management“ 
a)  Prüfen, durch welche Maßnahmen die (relevanten) Gefahren verhindert, ausgeschaltet oder auf  
     ein akzeptables Restrisiko vermindert werden können. 
b)  Festlegung von CCPs. 
c)  Grenzwerte für jeden CCP festlegen. 
d)  Ein Überwachungs (Monitoring)-System für jeden CCP festlegen. 
e)  Korrekturmaßnahmen festlegen, die vorzunehmen sind, wenn durch das Monitoring-System ein  
     Abweichen von den festgelegten CCP-Grenzwerten festgestellt wird. 
f)   Festlegung von Verfahren, mit denen, die Funktionsfähigkeit des Konzeptes für das betreffende  
     Lebensmittel überprüft werden kann (Verification). 
g)  Rückverfolgbare Dokumentation im Sinne von DIN/SN EN ISO 9000 ff. 
 
Als Vorarbeit werden hier die Zusammenstellung eines HACCP-Teams, die 
Produktbeschreibung und Nennung des Verwendungszweckes (Risikogruppe) sowie 
die Erstellung eines Ablaufdiagramms für den Herstellungsprozess genannt. Wie ein 



































Abb.1: Das HACCP-Konzept in der Lebensmittelhygiene (UNTERMANN 1996) 
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2.3  EU-Recht 
2.3.1  Eingang in das Gemeinschaftsrecht 
Der Begriff HACCP erschien im Gemeinschaftsrecht erstmals 1993 in der „Richtlinie 
des Rates (EWG 93/43) über Lebensmittelhygiene“. Die Richtlinie enthält jedoch nur 
fünf (siehe Tabelle 5) der ursprünglich sieben Prinzipien des HACCP-Konzeptes 
gemäß Codex Alimentarius. So fehlt in Art. 3 Abs. 2 der oben genannten Richtlinie 
die Forderung über eine Festlegung von Grenzwerten an den CCPs sowie die 
Verpflichtung zur Dokumentation des gesamten HACCP-Systems. Weiterhin kam es 
durch Fehler in der amtlichen deutschen Übersetzung zu Sprachverwirrungen über 
die Zielsetzung und die Prinzipien des HACCP-Systems (UNTERMANN 1997a). Dies 
hatte zur Folge, dass zahlreiche fehlerhafte Darstellungen und Anwendungen des 
HACCP-Konzeptes entstanden, die bis heute noch für Verwirrung sorgen 
(BECKMAN et al. 1997, HILDEBRANDT 2003). In Tabelle 5 sind die Übersetzungs-
fehler der deutschen Version der Richtlinie 93/43 EWG dem Originaltext in englischer 
Fassung und der späteren Lebensmittelhygiene-Verordnung (LMHV) gegenüber-
gestellt. Im Wesentlichen geht es hierbei um die deutsche Übersetzung des Begriffes 
„Critical Control Point“ (CCP), welche in der Vergangenheit in zahlreichen 
Veröffentlichungen wiederholt diskutiert wurde (UNTERMANN 1997 a,b, 
UNTERMANN et al. 1997, UNTERMANN u. HARTIG 1997).  
Die Bezeichnung „Kritischer Kontrollpunkt“ für einen CCP, wie sie in früheren 
Veröffentlichungen zum Beispiel von KRENNRICH u. WIEDNER (1995) oder KATZ 
et al. (1997) benutzt wurde, bildete die Grundlage für Definitionsstreitigkeiten über 
HACCP. 
LANGENSCHEIDTS EUROWÖRTERBUCH (2003) übersetzt den Begriff „to control“ 
mit „beherrschen, die Kontrolle über etwas haben im Sinne von erfolgreich 
bekämpfen, lenken, steuern, regeln, regulieren“. Somit handelt es sich bei einem 
CCP wörtlich um die Beschreibung einer Position, an der lenkend eingegriffen 
werden kann. Im HACCP-System bedeutet dies, dass eine spezifische und relevante 
Gesundheitsgefahr, die durch ein Lebensmittel gegeben ist, an einem „Critical 




Maß vermindert wird. Durch den Begriff „Kritischer Kontrollpunkt“, wie er in der 
deutschen Übersetzung verwendet wurde, wird dieser Sachverhalt nicht korrekt 
wiedergegeben. Denn ein Kontrollpunkt (engl. check point) gilt im normalen 
Sprachgebrauch als eine Stelle, an der man etwas kontrolliert oder überprüft im 
Sinne von nachprüfen, aber ohne dabei lenkend einzugreifen (UNTERMANN 1996, 
1997a, 2000a, HILDEBRANDT 2003). CCPs sind jedoch Punkte oder Prozesse 
während der Herstellung eines Lebensmittels, die ein nicht akzeptables Gesundheits-
risiko zulassen, wenn sie nicht unter Kontrolle gehalten werden (MARX u. STOLLE 
1997).  
Immer wiederkehrende Definitionsstreitigkeiten um CCPs und unterschiedliche 
Auslegungen einzelner HACCP-Prinzipien führten schließlich zu einer Über-
strapazierung des Begriffes HACCP (FEHLHABER 1997, STOLLE 1998, 
HILDEBRANDT 2003). Die Abkürzung CCP für den englischen Begriff „Critical 
Control Point“ sollte daher auf Empfehlung des ehemaligen Bundesinstituts für 
gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) nicht übersetzt, 
sondern als solche verwendet werden (TEUFEL 1996). 
 
Bei der Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht durch die Lebensmittelhygiene-
Verordnung wurde auf die Verwendung des Begriffes „HACCP“ gänzlich verzichtet, 
worauf in Kapitel 2.6 noch genauer eingegangen wird. Der Verordnungstext der o.g. 
Lebensmittelhygieneverordnung enthält lediglich die Grundsätze des HACCP-






Tab.5: Vergleich der deutschen und der englischen Fassung der Art.3 der Richtlinie 93/43 EWG mit  
  dem § 4 LMHV (UNTERMANN 2000) 
 
Directive 93/43 EEC  
Art.3, Par.2 
(Official English Version) 






● analysing the potential „food 




● identifying the points in those 




● deciding which of the points 
identified are critical to food safety 
- the critical points. 
● Analyse der potentiellen Risiken 




● Identifizierung der Punkte in 
diesen Prozessen, an denen 
Risiken für Lebensmittel 
auftreten können. 
 
● Festlegung, welcher dieser Punkte 
für die Lebensmittel-Sicherheit 
kritisch sind - die kritischen 
Punkte. 
● Analyse dieser Gefahren in den 
Produktions- und 
Arbeitsabläufen beim Herstellen, 
Behandeln und Inverkehrbringen 
von Lebensmitteln. 
● Identifizierung der Punkte in 
diesen Prozessen, an denen diese 
Gefahren auftreten können. 
 
 
● Entscheidung, welche dieser 
Punkte die für die Lebensmittel-
Sicherheit kritischen Punkte sind. 
Präventives Management 
● identifying and implementing 
effective „control“ and .... 




● reviewing the „analysis of food 
hazards“, the critical control 
points and the “control” and 
monitoring “procedures” 
periodically and whenever the 
food business operation changes. 
● Feststellung u. Durchführung 
wirksamer Prüf- und 
Überwachungsverfahren 
für diese kritischen Punkte. 
 
 
● Überprüfung der 
Gefährdungsanalyse für Lebens-
mittel, der kritischen 
Kontrollpunkte und der Prüf- und 
Überwachungsverfahren. 
 
● Feststellung u. Durchführung 
wirksamer 
Sicherungsmaßnahmen und 
deren Überwachung für diese 
kritischen Punkte. 
 
● Überprüfung der 
Gefahrenanalyse, der kritischen 










2.3.2  Vertikale und horizontale Richtlinien 
In die lebensmittel- und veterinärrechtlichen Vorschriften der Europäischen 
Gemeinschaft sind in den letzten Jahren verstärkt Forderungen nach 
betriebseigenen Kontrollen aufgenommen worden. Betrachtet man die Vorschriften 
der Gemeinschaft, der BRD und das HACCP-System des Codex Alimentarius 
hinsichtlich der betriebseigenen Kontrollmaßnahmen vergleichend, wird deutlich, 
dass die Forderungen nach Eigenkontrollen durchaus unterschiedlich formuliert sind.  
In den vertikalen produktspezifischen Richtlinien für Lebensmittel tierischer Herkunft 
(Frisches Fleisch, Geflügelfleisch, erlegtes Haarwild, Fleischerzeugnisse, 
Hackfleisch, Fischerzeugnisse, Eiprodukte, Milchhygiene) wird die Lebensmittel-
wirtschaft zur Durchführung von produktbezogenen Eigenkontrollmaßnahmen 
verpflichtet; dabei sollen „kritische bzw. hygienisch kritische Punkte“ überwacht und 
kontrolliert werden. Laut OTTO-KUHN (1998) wurde diese Formulierung von 
zahlreichen Autoren lange als eine Verpflichtung zur Anwendung des vollständigen 
HACCP-Konzeptes angesehen. HARTIG und UNTERMANN (1997) teilen hingegen 
die Auffassung, dass damit grundlegende Hygienemaßnahmen wie beispielsweise 
mikrobiologische Stufenkontrollen gemeint sind. Sie betonen dabei den 
grundsätzlichen qualitativen Unterschied zwischen den hygienebezogenen 
Eigenkontrollmaßnahmen der vertikalen Vorschriften und den Eigenkontrollen der 
horizontalen Richtlinie 93/43/EWG über Lebensmittelhygiene, welche die Grundsätze 
des HACCP-Konzeptes aus dem Codex Alimentarius beinhaltet und deren 
Eigenkontrollen auf einer spezifischen Gefahrenanalyse mit präventiver In-Prozess-
Sicherung beruht. 
Den Sachverhalt über die Durchführung der Richtlinie 93/43/EWG klärt die 
Generaldirektion (GD III) der EU-Kommission in einer Stellungnahme (Dok. 
DE/03/95/5383) wie folgt: „Mit der Richtlinie 93/43/EWG wird für Lebensmittel-
unternehmen eingeführt, die für die Lebensmittelsicherheit kritischen Punkte 
festzustellen und dafür Sorge zu tragen geeignete Sicherungsmaßnahmen 
festzulegen, durchzuführen, einzuhalten und zu überwachen. Und zwar nach den bei 
der Ausgestaltung des HACCP-Konzeptes verwendeten Grundsätzen“. Damit wird 





HACCP-System nach Codex Alimentarius handelt, sondern Art. 3 Abs. 2 der 
Lebensmittelhygiene-Richtlinie vom Grundsatz her ein System der „In-Prozess-
Kontrolle“ auf der Basis einer „Hazard Analyse“ beschreibt. Gleiches spiegelt sich 
auch im Bundesrecht wieder. Bei der Umsetzung der o.g. Richtlinie in nationales 
Recht durch die Lebensmittelhygieneverordnung, siehe auch Kap. 2.6, taucht der 
Begriff HACCP überhaupt nicht mehr auf. Dadurch sollte vermieden werden, dass 
die Grundsätze aus der Richtlinie fälschlicherweise mit dem HACCP-System 
gleichgesetzt werden (HARTIG 1996, OTTO-KUHN 1998).  
In Abstimmung mit dem Bundesministerium für Gesundheit und den für die 
Lebensmittelüberwachung zuständigen Landesbehörden erarbeitete das ehemalige 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) 
ein Merkblatt zum HACCP-Konzept, das als allgemein akzeptierte Grundlage bei der 
Schaffung von Eigenkontrollsystemen dienen soll (TEUFEL 1996). Dort heißt es 
erklärend: „In vielen Bereichen der Lebensmittelherstellung, -behandlung und -
verarbeitung lässt sich aufgrund der Betriebsgröße oder seiner Struktur oder der 
Herstellungsvielfalt ein vollständiger HACCP-Plan praktisch kaum erstellen. Dies 
betrifft vor allem die Dokumentation und Verifikation. Deswegen hat die Europäische 
Gemeinschaft mit der Richtlinie 93/43/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über 
Lebensmittelhygiene (RICHTLINIE 93/43/EWG 1993) ein flexibles System für die 
Erarbeitung strukturierter spezifischer Gesundheitsschutzmaßnahmen vor-
geschrieben, das sich zwar an einzelne Prinzipien des HACCP-Konzeptes orientiert, 
aber keine Umsetzung des vollständigen Konzepts darstellt. Es wird also mindestens 
gefordert, dass generell die Eigenkontrollen als eine „In-Prozess-Kontrolle“ auf der 
Basis einer Hazard Analyse durchgeführt werden“. Die Richtlinie und die 
entsprechenden nationalen Vorschriften lassen jedoch laut Merkblatt des BgVVs 







2.4  Produkthaftung und Produktsicherung 
Mit der Schaffung eines gemeinsamen Binnenmarktes durch die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) waren gesetzliche Grundlagen 
notwendig, um die Gesundheit sowie die wirtschaftlichen Interessen ihrer Bürger zu 
schützen. Diese gesetzlichen Grundlagen sollen faire Praktiken im internationalen 
Handel garantieren. Es folgte die Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 
1985 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Haftung für fehlerhafte Produkte (ABl. EG Nr. L 210 S.29) und die Richtlinie 
92/59/EWG des Rates vom 29. Juni 1992 über die allgemeine Produktsicherheit 
(ABl. EG Nr. L 228 S.24). Diese stellen klar, dass jeder Hersteller für seine Produkte 
die Verantwortung im Sinne von Haftung für daraus entstehende Schäden 
übernehmen muss sowie die Mängelfreiheit des Produktes zum Zeitpunkt der 
Abgabe an den Verbraucher sicherzustellen hat. Die Umsetzung in nationales Recht 
erfolgte mittels Produkthaftungsgesetz (1989) und Produktsicherungsgesetz (1997), 
welche in erster Linie den Verbraucherschutz der Allgemeinheit zum Zweck haben. 
Wird durch den Fehler eines Produkts jemand getötet, sein Körper oder seine 
Gesundheit verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Hersteller des Produkts 
verpflichtet, dem Geschädigten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen 
(ProdHaftG vom 15. Dezember 1989). Das Produktsicherungsgesetz bewirkt im 
Rahmen der Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen im Europäischen 
Wirtschaftsraum, dass die Hersteller und Händler dem Verbraucher nur sichere 













2.5  Begriffsbestimmungen 
Das Wort Qualität ist ein häufig missverstandener Begriff und wird nach NÖHLE 
(1994) oft mit Hochwertigkeit, Luxus oder dem „besonders Guten“ verknüpft. 
Qualität, abgeleitet vom lateinischen „qualitas“, bedeutet die Beschaffenheit bzw. die 
Eigenschaft. SINELL (1980) formuliert als Begriff „Qualität“ die Summe aller wert-
bestimmenden Eigenschaften eines Lebensmittels. Dabei kann der Verbraucher 
erwarten, dass er über Qualität und damit über alle für ihn kaufentscheidenden 
Eigenschaften eines Produktes, das er kauft, ausreichend, d.h. klar und wahr, 
informiert wird. Diesen Erwartungen des Verbrauchers zu entsprechen, ist zunächst 
Sache des Herstellers. Hierzu hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) folgende 
Definition gewählt: „Qualität ist, was der Verbraucher will, respektive was der 
einzelne Verbraucher dafür hält“ (STOLL 1994).  
Dem gemäß definiert die DIN ISO 8402: „Qualität ist die Gesamtheit von Merkmalen 
einer Einheit bezüglich ihrer Eignung, festgelegte und vorausgesetzte Parameter zu 
erfüllen“; das bedeutet nach STOLLE und BRUNNER (1997): „Qualität ist die 
Erfüllung der vorher festgelegten Eigenschaften (von Produkten und Dienst-
leistungen)“. 
Um eine möglichst gleichbleibende Qualität des jeweiligen Endproduktes auf dem 
gewünschten Niveau sicherzustellen, ist die Durchführung qualitätssichernder Maß-
nahmen notwendig. Folglich besteht der Zweck eines jeden Qualitätssicherungs-
systems in der Produktion von Qualitätsprodukten (STOLL 1994).  
Die DIN ISO 8402 definiert Qualitätssicherung als: „Alle geplanten und 
systematischen Tätigkeiten, die innerhalb des Qualitätsmanagementsystems 
verwirklicht sind, und die wie erforderlich dargelegt werden, um angemessenes 
Vertrauen zu schaffen, dass eine Einheit die Qualitätsforderung erfüllen wird“. 
NÖHLE (1994) beschreibt diese Tätigkeiten einfacher als ein Soll-Ist-Vergleich, bei 
dem die an ein Produkt gestellten Forderungen mit dessen erreichten Zustand 
abgeglichen werden. Die Notwendigkeit eines solchen Systems wird nicht durch 
Rechtsvorschriften verbindlich vorgegeben, sondern ergibt sich aus den 
Verpflichtungen der Hersteller gegenüber ihren Abnehmern im Rahmen der 




dabei in der Qualitätsbewertung mit Hilfe eines Qualitätskoeffizienten, der sich aus 
dem Verhältnis von Ist-Qualität zu Soll-Qualität ergibt.  
 
Als Grundlage für ein hohes Qualitätsniveau kann die „gute Herstellungspraxis“ 
(Good Manufacturing Practice = GMP) angesehen werden. Das britische „Institute for 
Science and Technology“ hat GMP wie folgt definiert: „Unter GMP wird ein Teil der 
Prozesse bei der Kontrolle von Lebensmitteln und Getränken verstanden, der darauf 
ausgerichtet ist, sicherzustellen, dass die Produkte kontinuierlich in der für den 
späteren Gebrauch entsprechenden Qualität hergestellt werden. Sie beinhaltet 
deshalb Herstellungs- und Qualitätsprozesse“ (GORNY 1990). 
In der ehemals gültigen Richtlinie Nr. 64/433/EWG Frisches Fleisch geändert durch 
die Richtlinie 91/497/EWG, beschreibt der Artikel 10 die Bedeutung der Guten 
Herstellungspraxis als die Anwendung guter, bewährter und anerkannter Verfahren 
beim Herstellen, Behandeln und Inverkehrbringen von Lebensmitteln.  
Weiter beschreibt die GMP den jeweiligen Stand der Technik von Herstellungs- und 
Behandlungsverfahren, der Analytik und die Anwendung von Hygiene- und sonstigen 
Maßnahmen, durch die ein entsprechend der Guten Herstellungspraxis zu 
erwartender, anerkannter Qualitätsstandard von Lebensmitteln gleichmäßig erreicht 
wird. Die inhaltlichen Anforderungen an die Gute Herstellungspraxis verändern sich 
dabei durch verschiedene Faktoren, wie technischer Fortschritt, neue wissen-
schaftliche Erkenntnisse und verbesserter Analytik.  
Im Allgemeinen bedeutet GMP, nach NOTERMANNS und GALLHOFF (1994), die 
Einhaltung der Anforderungen aus gesetzlichen Bestimmungen für Räume, 
Einrichtungen, Geräte, Prozessabläufe, Kontrollen und Personalhygiene. Bis heute 
ist jedoch der Begriff GMP nicht eindeutig definiert worden. Eine zu vage 
Beschreibung der Guten Herstellungspraxis ist nachteilig für die Durchführung einer 
Prozesskontrolle, da es schwer zu beurteilen bleibt, ob alle Anforderungen, die an 
ein GMP zu stellen sind, im Einzelfall auch eingehalten sind. Mit Hilfe von Konzepten 
wie dem HACCP-Konzept sollen diese Nachteile überwunden werden (LEISTNER 
1990). Dabei ist das einzige Ziel von HACCP die Sicherheit von Lebensmitteln 





VAN SCHOTHORST (1988) beschreibt die Qualitätssicherung als nichts anderes, als 
dass man sich potentielle Probleme vorstellt und diesen dann vorbeugt. Ein wichtiger 
Bestandteil ist dabei die Produkt-Entwicklung, denn in diesem Stadium wird die 
Qualität und Sicherheit in das Produkt eingebaut (Quality by design). Dies stellt die 
Grundlage der Qualitätssicherung dar und verlangt eine Risikoanalyse wie es das 
HACCP-Konzept vorsieht. Somit kann in diesem Zusammenhang das HACCP-
Konzept als eine Methode innerhalb der Qualitätssicherung angesehen werden 
(RAETH 1997, MORTIMORE u. WALLACE 2000) bzw. als ein Werkzeug der 
Sicherung von Qualität und gesundheitlicher Unbedenklichkeit bezeichnet werden 
(HAHN u. HAMMER 1993). 
Auch die Richtlinie 77/99/EWG Fleischerzeugnisse, geändert durch die Richtlinie 
92/5/EWG sieht die Gute Herstellungspraxis und das HACCP-System als die 
Elemente einer sachgerechten Eigenkontrolle. Ergänzend hierzu ist nach SCHMID 
(1993) das Qualitätssicherungssystem als ein System von innerbetrieblichen 
Kontrollmaßnahmen anzusehen. Er weist jedoch darauf hin, dass es keine 
Eigenkontrollen ersetzen kann. Somit sind auch seiner Meinung nach die 
Maßnahmen im Rahmen der von den EG-Richtlinien geforderten Eigenkontrollen von 
den Maßnahmen zur Qualitätssicherung zu unterscheiden. Auch wenn sich die 
Maßnahmen von beiden Systemen überschneiden bzw. deckungsgleich sind.  
Letztendlich sind Eigenkontrollen ein Teil der Qualitätssicherung. Während jedoch 
nach GORNY (1990) die Qualitätssicherung überwiegend aus wirtschaftlichen 
Interessen durchgeführt wird, sind die Eigenkontrollen rechtlich vorgeschrieben und 
werden von der mit der Lebensmittelüberwachung beauftragten Behörde kontrolliert. 
Zur Standardisierung von Qualitätssicherungsmaßnahmen wurden so genannte 
Qualitätssicherungsnormen eingeführt.  
Die DIN ISO 9000 bis 9004 geben dabei Hinweise zum Aufbau eines modellhaften 
Qualitätssicherungssystems. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass es keine 
Standardlösungen für Qualitätssicherungssysteme gibt, da für jedes Unternehmen 
spezifische Merkmale zu berücksichtigen gilt (BALLESTER et al.1995). Das heißt, 
dass es immer betriebsindividuell angepasst werden muss (LACHHAMMER et al 




Maßnahmen ist eine Zertifizierung möglich. Eine unabhängige Organisation (Bsp. 
TÜV) bestätigt die Erfüllung der Normenforderungen.  
Die Europäische Normenorganisation übernahm das Regelwerk 1989 als 
Europäische Norm EN 29000 bis 29004. 
 
 
2.6  Deutschland: Lebensmittelhygieneverordnung (LMHV) 
2.6.1  Eingang in nationales Recht 
Im Rahmen der Harmonisierung des Lebensmittelrechts fanden die Forderungen 
nach betrieblichen Eigenkontrollen Eingang in das nationale Recht. Sie erschienen 
zum ersten Mal in der Verordnung zur Änderung fleisch- und geflügelfleischhygiene-
rechtlicher Vorschriften vom 15. März 1995. 
Diese Verordnung berücksichtigt die Anforderungen der Richtlinie 64/433/EWG des 
Rates über die gesundheitlichen Bedingungen für die Gewinnung und das Inverkehr-
bringen von frischem Fleisch vom 26. Juni 1964, in der Fassung der Richtlinie 
91/497/EWG des Rates vom 29. Juli 1991. 
Danach folgte für den übrigen Lebensmittelbereich die Verpflichtung Eigenkontrollen 
im Sinne eines vorbeugenden Verbraucherschutzes durchzuführen mit der 
Umsetzung der Richtlinie 93/43/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über Lebens-
mittelhygiene durch die Lebensmittelhygiene-Verordnung (LMHV) vom 5. August 
1997.  
Mit der LMHV wurden die bestehenden lebensmittelrechtlichen Vorschriften von 
Bund, Ländern und Kommunen aufgehoben, und die Bundesrepublik Deutschland 
verfügte erstmalig über eine bundeseinheitliche Regelung der Lebensmittelhygiene. 
Wobei an dieser Stelle anzumerken ist, dass in der ehemaligen DDR bereits eine 
einheitliche Regelung existierte. Diese bestand im Rahmen der Neuregelung des 
Lebensmittelrechtes in der DDR aus dem Erlass eines neuen Lebensmittelgesetzes 






2.6.2  Betriebseigene Kontrollen gemäß LMHV 
Die Lebensmittelhygiene-Verordnung (LMHV vom 5. August 1997) stellt für den 
gesamten Lebensmittelbereich eine übergeordnete Verordnung dar. Sie findet auf 
alle Lebensmittel und Betriebsformen Anwendung, in denen Lebensmittel 
gewerbsmäßig hergestellt, behandelt oder in den Verkehr gebracht werden, soweit 
nicht für bestimmte Lebensmittel durch spezielle Hygienevorschriften gleichwertige 
oder strengere Anforderungen bestehen. Lediglich die Urproduktion, der Bereich des 
Gewinnens, in der landwirtschaftlichen Tierhaltung und Pflanzenproduktion ist von 
der Verordnung ausgenommen. So stellt der § 1 Abs.3 klar, dass die allgemeinen 
und besonderen Hygieneanforderungen sowie die betrieblichen Eigenkontrollen der 
vertikalen, also der produktspezifischen Vorschriften (Frisches Fleisch, Geflügel-
fleisch, erlegtes Haarwild, Fleischerzeugnisse, Hackfleisch, Fischerzeugnisse, 
Eiprodukte, Milchhygiene) unverändert weiter gelten. Weiter besagt er, dass die In-
Prozess-Kontrolle auf der Basis einer Gefahrenanalyse, wie in § 4 vorgeschrieben, 
wie ein Dach über den vertikalen, produktspezifischen Vorschriften schwebt. Das 
bedeutet, die gesamten Eigenkontrollmaßnahmen der Lebensmittelwirtschaft 
müssen auf der Grundlage von „spezifischen Gefahrenanalysen“ und „In-Prozess-
Kontrollen“ durchgeführt werden (UNTERMANN u. HARTIG 1997).  
Im § 2 werden Begriffe wie Betriebsstätten, nachteilige Beeinflussung, leicht-
verderbliche Lebensmittel und Wasser genau definiert. Im § 2 Nr.2 dieser 
Verordnung ist ausführlich beschrieben was man unter dem Begriff nachteilige 
Beeinflussung versteht. § 3 (Allgemeine Hygieneanforderungen) legt in Absatz 1 fest, 
dass Lebensmittel nur so hergestellt, behandelt oder in den Verkehr gebracht 
werden, dass sie bei Beachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt der Gefahr 
einer nachteiligen Beeinflussung nicht ausgesetzt sind. Grundsätzlich gilt, dass 
jeglicher Umgang mit Lebensmitteln unter hygienisch einwandfreien Bedingungen 
erfolgen muss. Hierzu schreibt der § 3 Nr.1 vor, dass dies ausschließlich in 
Betriebsstätten zu erfolgen hat, in welchen die Einhaltung bestimmter Anforderungen 
gegeben sein muss. Für ortsfeste Einrichtungen gelten die in Kapitel 1 und 2 der 
Anlage beschriebenen Anforderungen, für mobile oder nichtständige Einrichtungen 




beide gelten jedoch die Anforderungen nach Kapitel 4 (Gegenstände und 
Ausrüstungen) und nach Kapitel 5 der Anlage (Umgang mit Lebensmitteln, Personal) 
als Voraussetzung zur Herstellung, Behandlung oder Inverkehrbringen von 
Lebensmitteln.  
Mit den Formulierungen des § 4 LMHV wird das zentrale Anliegen der Lebensmittel-
hygieneverordnung angesprochen. Demnach sollen die betrieblichen Eigen-
kontrollen, in Verbindung mit einer Gefahrenanalyse der betrieblichen Produktions- 
und Arbeitsabläufe, die Eigenverantwortung der Betriebe bei der Sicherung des 
gesundheitlichen Verbraucherschutzes stärken. Eine Systematisierung der 
durchzuführenden betrieblichen Maßnahmen und Kontrollen wird durch die im § 4 
der o.g. Lebensmittelhygiene-Verordnung vorgesehenen folgenden Grundsätze 
erreicht:  
 
1. Analyse der Gefahren in den Produktions- und Arbeitsabläufen beim 
Herstellen, Behandeln und Inverkehrbringen von Lebensmitteln, 
2. Identifizierung der Punkte in diesen Prozessen, an denen diese Gefahren 
auftreten können, 
3. Entscheidung, welche dieser Punkte die für die Lebensmittelsicherheit 
kritischen Punkte sind, 
4. Festlegung und Durchführung wirksamer Sicherungsmaßnahmen und deren 
Überwachung für diese kritischen Punkte und 
5. Überprüfung der Gefahrenanalyse, der kritischen Punkte und der Sicherungs-
maßnahmen und deren Überwachung in regelmäßigen Abständen sowie bei 
jeder Änderung der Produktions- und Arbeitsabläufe beim Herstellen, 
Behandeln und Inverkehrbringen von Lebensmitteln. 
 
Mit Hilfe dieser Grundsätze sollen speziell gesundheitliche Gefahren durch 
Lebensmittel für den Verbraucher im Produktionsprozess systematisch erfasst sowie 
entweder ausgeschlossen oder wirkungsvoll minimiert werden. Die bereits oben 
erwähnte Eigenverantwortung der Lebensmittelunternehmer bei der Sicherung des 





schulung durch Absatz 2 des § 4 deutlich. Jeder, der Lebensmittel herstellt, 
behandelt oder in Verkehr bringt, hat dafür zu sorgen, dass seine Mitarbeiter in 
Fragen der Lebensmittelhygiene geschult oder unterrichtet werden.  
 
 
2.6.3  Grundstruktur eines Lebensmittelsicherheitskonzeptes 
Mit der Einführung des HACCP-Systems wird ein ganzheitliches Hygiene- bzw. 
Lebensmittelsicherheitskonzept geschaffen (TEUFEL 1996, NAUJOK 1997, 
UNTERMANN 2000). Dabei ist zwischen den grundlegenden Hygieneanforderungen, 
wie sie im § 3 der Lebensmittelhygiene-Verordnung formuliert sind, und den darauf 
aufzubauenden produkt- und produktionsspezifischen Sicherungsmaßnahmen auf 
der Basis einer speziellen Gefahrenanalyse, wie § 4 der Lebensmittelhygiene-
Verordnung beschreibt, zu unterscheiden. Während es im § 3 darum geht, 
allgemeine gesundheitliche Gefahren auszuschalten, befasst sich der § 4 speziell mit 
der Vermeidung von konkreten gesundheitlichen Gefahren (FEHLHABER 1997, 
HILDEBRANDT 2003). Die Zusammenhänge werden hier durch das so genannte 
„Zürcher Hygienehaus“ veranschaulicht, wie in folgender Abbildung 2 dargestellt ist. 
Das Fundament des Hauses stellt die räumlichen und technischen Voraussetzungen 
dar. Ausstattung und Zustand der Räume, Einrichtungen und Gerätschaften müssen 
den notwendigen hygienischen Anforderungen entsprechen (§ 3 LMHV). Die Wände 
stellen die grundlegenden Hygienemaßnahmen dar, wie Personalhygiene, 
Reinigung, Desinfektion und Schädlingsbekämpfung sowie Vermeidung von 
Kreuzkontaminationen und die Einhaltung bestimmter Temperaturen und relativer 
Luftfeuchtigkeitswerte in Arbeits- und Lagerräumen (§ 3 LMHV). Das Dach stellt 
produkt- und produktionsspezifische Maßnahmen dar, die auf einer Gefahrenanalyse 
nach § 4 LMHV beruhen. Sie entsprechen im Grundsatz dem HACCP-System des 
Codex Alimentarius (UNTERMANN 2000). Mit Hilfe dieses Daches werden also die 
Gefährdungen für die Gesundheit abgewendet, welche laut HILDEBRANDT (2003) 
durch ein gängiges Hygiene-Regime in Form einer Standard Operation Procedure 




































sofern notwendig u. anwendbar 
Produkt- und produktionsspezifische 
präventive Maßnahmen 
(„In-Prozess-Kontrolle“) auf der Basis 
einer gezielten Hazard Analyse 
Grundlegende Hygienemaßnahmen 
- Temperatur und relative Luftfeuchte von Arbeits- und Lagerräumen 
- Ausreichende Trennung von Arbeitsgängen und Produktionslinien 
(Vermeidung von Kreuzkontaminationen) 
- Personalhygiene 
 





2.6.4  § 4 LMHV und das HACCP-Konzept 
In der Tabelle 6 sind die Prinzipien des HACCP-Konzepts nach dem Codex 
Alimentarius denen des § 4 der LMHV gegenübergestellt. 
Eine grundlegende Gemeinsamkeit des HACCP-Prinzipes und § 4 LMHV ist in der 
Gefahrenanalyse zu sehen, welche sowohl Basis als auch Ausgangspunkt für die 
präventiven Maßnahmen darstellt.  
Jedoch kommt der Gefahrenanalyse im europäischen Recht und somit zwangsläufig 
auch in der LMHV, eine besonders starke Gewichtung zu. Demzufolge wird in 
dortigen Gesetzestexten die Gefahrenanalyse in drei einzelne Punkte untergliedert 
dargestellt, wie der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen ist.  
Der Codex Alimentarius hingegen fasst die Gefahrenanalyse, Identifikation und 
Bewertung in einem Prinzip zusammen: Eine „Hazard Analyse“ durchzuführen, in der 
mögliche Gefahren identifiziert werden und anschließend eine Risikobewertung 
erfolgt.  
Übereinstimmung zwischen dem Codex Alimentarius und dem § 4 LMHV herrscht 
auch in der Unterscheidung der möglichen Gefahren in biologische, chemische und 
physikalische Gefahren. Jedoch sind die Forderungen des HACCP-Systems nach 
präventiven Maßnahmen detaillierter als die der europäischen Rechtssetzung. So 
wird hier die Bestimmung von CCPs, Festlegung von Grenzwerten, Monitoring und 
Festlegung von Korrekturmaßnahmen gefordert. 
Die LMHV drückt dies wie folgt aus: „Festlegung und Durchführung wirksamer 
Sicherungsmaßnahmen und deren Überwachung“. Diese offene Formulierung soll 
den Betriebsinhabern flexiblere Möglichkeiten bieten, wie sie dieses Ziel erreichen 
(UNTERMANN, HARTIG 1997). 
Der Grundsatz Nr. 5 des § 4 LMHV über die Überprüfung der Gefahrenanalyse, der 
kritischen Punkte und der Sicherungsmaßnahmen entspricht dem Prinzip Nr. 6 des 
HACCP-System, der Verifizierung des Konzeptes. Anders als im Codex Alimentarius 




Tab.6: Vergleich der 5 Grundsätze des § 4 LMHV mit den 7 Prinzipien des HACCP-System 
(UNTERMANN 2000) 
 
§ 4 LMHV 
 
...  erfolgt durch ein Konzept, das der 
Gefahrenidentifizierung und – bewertung 
dient, zu deren Beherrschung beiträgt 
und folgenden Grundsätzen genügt: 
HACCP-Konzept 
 
AO/WHO Codex Alimentarius  
Annex to CAC/RCP 1-1969, Rev.3 (1997). 
 
Gefahrenanalyse (Identifikation und Bewertung) 
 
1. Analyse der Gefahren in den 
Produktions- und Arbeitsabläufen 
beim Herstellen, Behandeln und 
Inverkehrbringen von Lebensmitteln. 
 
2. Identifizierung der Punkte in diesen 
Prozessen, an denen diese Gefahren 
auftreten können. 
 
3. Entscheidung, welche dieser Punkte 
die für die Lebensmittelsicherheit 
kritischen Punkte sind. 


















4. Festlegung und Durchführung 
wirksamer Sicherungsmaßnahmen 
und deren Überwachung für diese 
kritischen Punkte. 
 
5. Überprüfung der Gefahrenanalyse, 
der kritischen Punkte und der 
Sicherungsmaßnahmen und deren 





2.          Critical Control Points 
(CCPs) bestimmen. 
 
3.          Grenzwert(e) festlegen. 
 
4.          System zur Überwachung 




5.          Festlegung von Korrektur-
maßnahmen, die vorzunehmen sind, 
wenn die Überwachung (Monitoring) 
anzeigt, dass ein CCP nicht mehr 
fehlerfrei funktioniert. 
 
6.          Festlegung von 
Verifizierungsmaßnahmen. 
 
      ---- 
 





Eine direkte Verbindung zwischen den Forderungen nach § 4 LMHV und des 
HACCP-Konzeptes lässt sich im Folgenden darstellen. Die Formulierung unter Punkt 
4 „Festlegung und Durchführung wirksamer Sicherungsmaßnahmen...“ schließt die 
Prinzipien 2-5 des HACCP-Konzeptes sehr wohl ein. So erklärt UNTERMANN (2000) 
hierzu, dass die Anwendung des HACCP-Prinzipes im Sinne des Codex Alimentarius 
immer dann geboten wäre, wenn es notwendig ist und eine ausreichende 
Wirksamkeit der Sicherungsmaßnahmen nur durch dessen Umsetzung erreicht 
werden kann. Das bedeutet also, dass die Prinzipien 2-5 immer dann angewendet 
werden sollten, wenn ohne sie keine wirksamen Sicherungsmaßnahmen erreicht 
werden können. 
Zur Dokumentation ist anzumerken, dass die Lebensmittelhygieneverordnung eine 
Dokumentation expressis verbis nicht fordert, jedoch eine Überwachung der 
kritischen Punkte und Überprüfung der Gefahrenanalyse ohne eine solche 
Dokumentation kaum möglich ist. In gleicher Weise äußern sich hierzu MARX et al. 
(1998 a), die den Standpunkt vertreten „Nur was dokumentiert ist, gilt auch als 
gemacht“. Dabei verweisen sie wie NAUJOK (1997) auf die amtliche Begründung zu 
§ 4 der Lebensmittelhygiene-Verordnung. Dort wird betont, dass die durchgeführten 
Eigenkontrollmaßnahmen gegenüber den Überwachungsbehörden nach § 41 des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes darzulegen sind. Ohne das Führen 
eigener betrieblicher Aufzeichnungen ist diese Forderung jedoch nicht zu erfüllen. 
Letztlich sei hier noch das Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG) erwähnt, das jedem 
Lebensmittelhersteller und Inverkehrbringer eine Dokumentation im Sinne eines 





2.6.5  Leitlinien der Fachverbände 
In Artikel 3 der Richtlinie 93/43/EWG sind die Bedingungen für den Umgang mit 
Lebensmitteln definiert. Er verlangt, dass die Zubereitung, Verarbeitung, Herstellung, 
Verpackung, Lagerung, Beförderung, Verteilung, Behandlung und das Anbieten von 
Lebensmitteln zum Verkauf unter hygienisch einwandfreien Bedingungen zu erfolgen 
hat. Weiterhin enthält der Artikel die Forderungen nach Eigenkontrollen sowie die 
Verpflichtung, die im Anhang der oben genannten Richtlinie aufgeführten Hygiene-
vorschriften zu beachten. 
Laut Artikel 5 Abs.1 der Richtlinie fördern die Mitgliedsstaaten die Ausarbeitung von 
Leitlinien für eine gute Hygienepraxis (Good Hygiene Practice, GHP). Diese Leitlinien 
sind Hilfsmittel in Form von Arbeitsanweisungen, mit deren Hilfe die Lebensmittel-
hersteller rechtliche Anforderungen über das Behandeln und Inverkehrbringen von 
Lebensmitteln erfüllen können. Die Ausarbeitung von Leitlinien ist jedoch keine 
Pflicht für die Mitgliedstaaten. Sie werden durch die Richtlinie lediglich dazu 
verpflichtet, die betreffenden Wirtschaftskreise zur Ausarbeitung von Leitlinien für 
eine GHP anzuhalten (RL 93/43/EWG 1993). Die Leitlinien stellen nur ein Hilfsmittel 
bzw. eine Art Anleitung für die Unternehmer dar und sind keinesfalls bindend 
(GORNY 1996). Der Deutsche Fleischerverband (DFV Frankfurt/Main) und der 
Fleischer-Innungsverband Nordrhein/Westfalen (Düsseldorf) haben auf diese 
Forderung mit der Erstellung eines Praxis-Handbuches reagiert (Leitfaden 
betriebliche Eigenkontrollen, Qualitätskontrolle), mit welchem den Betrieben des 
Fleischerhandwerkes eine Anleitung anhand gegeben wird, wie betriebliche 
Eigenkontrollen als Nachweis für die erforderliche Sorgfaltspflicht im Sinne der 
Lebensmittelhygiene-Verordnung und der Produkthaftung durchzuführen und zu 
dokumentieren sind. 
Die Notwendigkeit für eine solche Unterstützung der Lebensmittelbetriebe ergibt sich 
daraus, dass in den Gesetzestexten die Anforderungen an eine GHP mit 
unbestimmten Begriffen ausgefüllt sind, wie z.B. „angemessen“, „geeignet“, 
„erforderlichenfalls“ oder „ausreichend“. Dies verwirrt die Betriebsinhaber. Die 





oder technische Bereiche bieten, wodurch die unbestimmten Rechtsbegriffe 
ausgefüllt und die verunsicherten Betriebe angeleitet werden (FREDE 1997). 
 
 
2.7  Probleme bei der praktischen Umsetzung von Eigenkontrollen 
In der Literatur existiert eine Vielzahl von Veröffentlichungen über die Einführung von 
betrieblichen Eigenkontrollen in einen Lebensmittelbetrieb. So geben beispielsweise 
KRENNRICH et al. (1995), UNTERMANN et al. (1997), SCHRÖDER et al. (1998) 
und OTTO-KUHN (1998) theoretische Grundlagen über das Einführen eines 
Eigenkontrollsystems in einen Lebensmittelbetrieb. Die praktische Anpassung dieser 
theoretisch ausführlich dargestellten Systeme macht jedoch den meisten 
Unternehmern große Probleme (RAETH 1997). Hierfür sind seiner Meinung nach 
mangelndes Wissen der Betreiber und fehlendes Verständnis für den Sinn und 
Hintergrund von Eigenkontrollsystemen verantwortlich. GRÜNEWALD (2002) stellte 
anhand einer Untersuchung in der gehobenen Gastronomie ebenfalls fest, dass bei 
der Umsetzung der Eigenkontrollen und Mitarbeiterschulung noch erheblicher 
Handlungsbedarf bestehe. BACH (2000) thematisiert die bestehende Umsetzungs-
problematik aus Sicht der Lebensmittelüberwachungsbehörde, wobei er besonders 
die kleineren Betriebe anspricht. Auch er sieht die Ursachen in mangelnder 
Ausbildung und Einsicht der Gewerbetreibenden, Kostendruck, Verständnis-
problemen bei Gewerbetreibenden ausländischer Herkunft und das Fehlen der 
Pflicht zur Dokumentation. Weiterhin beklagt er den generell bestehenden 
Wissensmissstand der Gaststättenbetreibenden, besonders bei den kleineren 
Betrieben. JOEST et al. (2003) machten in einer Untersuchung über die Umsetzung 
von Eigenkontrollen in die Praxis ähnliche Erfahrungen. Auch MORTIMORE et al. 
(2002) bemängeln den sehr begrenzten Wissensstand in kleinen Gastronomie-
Unternehmen. Dies sei ein Hindernis, Eigenkontrollkonzepte wie das HACCP-
Konzept überhaupt nutzen zu können. Hierfür ist geschultes Personal eine 
zwingende Voraussetzung (LAM 2003). 
Das Verfahren zur Erlangung einer Bescheinigung für die Ausübung eines 




kritisch in Frage gestellt. Er weist auch darauf hin, dass die meisten 
Veröffentlichungen zum Thema Eigenkontrollen sich mit Großbetrieben befassen und 
diese in der Regel von ausgebildeten Fachleuten geführt werden, welche in der Lage 
sind, sich mit diesem Thema auseinander zu setzen. MARX et al. (1998 a, b) 
bemängeln ebenfalls eine fehlende Praxisnähe in solchen Publikationen und 
beklagen in diesem Zusammenhang die Diskussionen über eine exakte Definition 
von möglichen CCPs. Vielmehr gehe es um das Ziel, welches mit Hilfe der 
betriebseigenen Kontrollen erreicht werden soll: nämlich der gesundheitliche 
Verbraucherschutz. Auch eine Überflutung des Gaststättengewerbes in Sachen 
HACCP führe eher zu einer Verkomplizierung des Themas Eigenkontrollen. Im 
Besonderen hat der großzügige Umgang mit dem Begriff HACCP in allen Fragen 
bezüglich Betriebs-, Arbeits- und Personalhygiene laut FEHLHABER (1997), 
NAUJOK (1997) und UNTERMANN et al. (1997) zu dieser Problematik beigetragen. 
Über praxisferne Publikationen äußerten sich bereits BECKMANN et al. (1997), die 
ebenso auf die bestehenden Missstände in der Lebensmittelpraxis, was die 
Umsetzung von Eigenkontrollen betrifft, aufmerksam machten. Die Autoren meinen 
auch, dass ein allumfassendes HACCP-Konzept aus betriebswirtschaftlichen 
Erwägungen in den meisten, vornehmlich kleineren Betrieben keine Realisierungs-
chance hat. Vielmehr sehen sie in der Verbesserung der Betriebshygiene einen 
ersten Schritt in Richtung Lebensmittelhygiene. FEHLHABER (1996) bekräftigt dies 
mit der Aussage, dass die Ursachen der Ausbrüche von Lebensmittel-Infektionen 
falsches Verhalten im Umgang mit Lebensmitteln ist. Eine entscheidende Rolle 
spielen dabei grundlegende Hygienemaßnahmen. Dies gilt sowohl für den 
gewerblichen wie privaten Haushalt. Seiner Meinung nach müssen deshalb 
Kenntnisse über lebensmittelhygienische Grundsätze verbreitet sein, obgleich dies 
mit viel Aufwand verbunden sei. Eine Rechtfertigung hierfür gibt der Rückgang der 
Salmonellosen des Menschen nach 1992. Dennoch stellen Salmonellosen nach wie 
vor die häufigsten durch Lebensmittel übertragenen Erkrankungen dar. Um eine 
Salmonellose hervorrufen zu können, muss den Erregern die Möglichkeit zur 
Anreicherung gegeben werden, was nur durch grobe Hygieneverstöße möglich ist. 





Maßnahmen zur Lebensmittelsicherheit (FEHLHABER 2001). Die Überwachung der 
allgemeinen Hygienemaßnahmen sieht FEHLHABER (1997) somit als einen 
Hauptschwerpunkt der amtlichen Kontrolle, da dies Prophylaxe von Verderb und 
Gesundheitsschädigung bedeutet. 
Auch BACH (2000) sieht für kleinere Betriebe die Basishygiene als möglicherweise 
ausreichend an. Als Bedingung muss allerdings die hygienische Qualitätssicherung 
voll umgesetzt sein. Hierzu würden dann auch Temperaturkontrollen an Heißhalte-
vorrichtungen als abschließende Maßnahme gelten. Unter diesem Aspekt ließen sich 
alle mikrobiologischen Risiken in der Praxis einer kleinen Gaststätteküche auch ohne 
Prozesskontrolle im Sinne von HACCP allein mit einer konsequenten Basishygiene 
vermeiden. BABBEL u. STOLLE (2003) kamen bei einer Untersuchung über das 
Kochen in kleinen Gruppen in sozialen Einrichtungen ebenfalls zu der Schluss-
folgerung, dass die Einhaltung von Hygieneregeln als ausreichend angesehen 
werden kann. Die Erfahrung dass die Forderungen nach produkt- und 
produktionsspezifischen Gefahrenanalysen sich nicht in allen Fällen realisieren 
lassen, haben auch MARX et al. (1998 a) in der Kleingastronomie gemacht. Eine zu 
große Produktvielfalt und die zu vielen verschiedenen Zubereitungsarten sind dafür 
der Grund. Hier sei das Prinzip der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Trotzdem 
halten die Autoren eine grundsätzliche Gefahrenanalyse für den gesamten Betrieb, 
d.h. eine Gefahrenanalyse in Sachen Allgemeinhygiene und Eigenkontrollen, des 
Bereiches Kleingastronomie für sinnvoll. MORTIMORE und WALLACE (2000) sehen 
hierfür ein einfaches Prozessflussdiagramm vor, wie in Abbildung 3 dargestellt. Mit 
dessen Hilfe und mit einem gesunden Verständnis für die grundlegenden Gesetze 
der Lebensmittel-Sicherheit und Hygiene sollte es möglich sein, abzuschätzen, was 









Abb. 3: Einfaches Prozessflussdiagramm für Gaststättenbetriebe nach MORTIMORE u.  




























Dass die Einführung von betriebseigenen Kontrollen auch in kleineren Betrieben 
möglich ist, zeigen einige Beispiele auf. So haben NIENHOFF u. STOLLE (2000) 
Eigenkontrollkonzepte anhand einer Musterküche errichtet und diese für andere 
Einrichtungen als Vorlage verwendet, die an die spezifischen Gegebenheiten der 
einzelnen Betriebe angepasst wurde. Weitere Modellbeispiele zur Umsetzung von 
Eigenkontrollen geben BUCKENMAIER (2002) und SUCK (2000).  
Laut MARX et al. (1998 a) ist eine strikte Trennung der Anforderungen nach § 3 
Allgemeinhygiene und denen nach § 4 betriebseigene Kontrollen für die Betreiber 
verwirrend und kontraproduktiv bei der Erarbeitung von angemessenen Sicherungs-
maßnahmen im Sinne des § 4. Vielmehr muss eine Entscheidung im konkreten 
Einzelfall getroffen werden, ob eine spezifische Gefährdung durch die Einhaltung der 
„Basishygiene“ einschließlich dazugehörige Kontrollmaßnahmen zu begegnen ist, 
oder besondere Vorkehrungen im Sinne von § 4 LMHV festzulegen sind. Hierfür sind 
verstärkt Sachverständige gefordert. Weiterhin weisen MARX et al. (1998 b) auf die 
Tatsache hin, dass das Prinzip der Verhältnismäßigkeit bei den Überwachungs-
behörden sehr unterschiedlich angewandt wird. Wobei an dieser Stelle eine 
Harmonisierung der Ansprüche der Überwachungsbehörde unbedingt vonnöten 
wäre. Hierfür müssten die betrieblichen Eigenkontrollen von der Überwachungsseite 
aus aber auch ausreichend eingefordert werden. Dass dies noch nicht in die Tat 
umgesetzt werde, wurde laut SCHALCH et al. (2003) auf dem 23. Deutschen 
Tierärztetag in Magdeburg vom Arbeitskreis „Tierarzt und Lebensmittel“ angemahnt. 
Nach KRENNRICH und WIEDNER (1995) geht es bei der Kontrolle durch die 
Überwachungsbehörde darum, sich über die Wirksamkeit der betriebseigenen 
Kontrollen zu vergewissern. Eine so genannte „Kontrolle der Kontrolle“ (SCHRÖDER 
et al. 1998). Das ehemalige BgVV beschreibt sie als die Überprüfung eines 
strukturierten Hygienekonzeptes, besonders dessen Dokumentation und Verifikation 
(TEUFEL 1996). Das bedeute, dass die mit der Lebensmittelüberwachung 
beauftragten Personen bei der Durchführung der „Kontrolle der Kontrolle“ nach 
folgendem Prinzip vorgehen müssen: „nicht dokumentiert ist nicht überprüfbar und 




STEINBÜCHEL (2000) macht in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, dass 
der gesundheitliche Verbraucherschutz, berechtigtes Unternehmerinteresse und die 
Verhältnismäßigkeit der Mittel in Einklang gebracht werden müssen. Dabei sei eine 
einheitliche Verfahrensweise anzuwenden, die dem Verbraucherschutz und der 
Glaubwürdigkeit einer Behörde Rechnung trage. Im Rahmen dieser neuen Art der 
Kontrolle betont BINNEMANN (2003) die Verantwortlichkeit des Staates seinerseits 
für die Erstellung von Sicherheitssystemen zur Durchführung von betriebseigenen 
Kontrollen. Um diesen Aufgaben auch fachlich gerecht werden zu können, betonen 
HILDEBRANDT et al. (1998) und OTTO-KUHN (1998) eine unbedingt bestehende 
Fortbildungsverpflichtung für Tierärzte.  
HILDEBRANDT et al. (2003) konkretisieren diese Fortbildungsverpflichtung, in dem 
der amtliche Tierarzt nach dem Studium eine besondere Ausbildung erfahren muss.  
 
 
2.8  Neue rechtliche Entwicklungen und Tendenzen 
Der Beginn der Lebensmittelüberwachung erfolgte bereits im 19. Jahrhundert. Den 
Grundstein hierfür legte die deutsche Reichsregierung mit dem Erlass des 
Nahrungsmittelgesetzes im Jahre 1879 (GRÜNE 1994). Mit der Einführung der 
Lebensmittelkontrolle war die Basis für die Entstehung von Lebensmittelsicherheit 
geschaffen worden. Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft soll der höchste 
Standard an Lebensmittelsicherheit gelten. Dies zu garantieren ist auch zukünftig 
vorrangiges Anliegen der Europäischen Kommission, welches sich in den 
Grundsätzen des Weißbuches aus dem Jahre 2000 für den Lebensmittelbereich 
niederschlägt (KOM (1999) 719 vom 12. Januar 2000). Im Zuge der Einführung 
dieser Grundsätze aus dem Weißbuch 2000 in das Gemeinschaftsrecht wird das 
Lebensmittelrecht reformiert und neu geordnet. Die Grundlage für das neue 
Gemeinschaftsrecht bildet die Verordnung (EG) Nr. 178/2002, die „Lebensmittel-
Rahmen-Verordnung“, welche die allgemeinen Prinzipien des Lebensmittelrechts 
rechtlich fixiert. Sie hebt damit die Richtlinie 93/43/EWG des Rates über 





Folgeverordnungen Verordnung (EG) Nr. 852/2004, (EG) Nr. 853/2004 und der 
Verordnung (EG) Nr. 854/2004 besteht.  
 
Die zu Anfang des Jahres 2002 verabschiedete VO Nr. 178/2002, als so genannte 
Basisverordnung, dient der Festlegung allgemeiner Grundsätze und Anforderungen 
des Lebensmittelrechts, der Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittel-
sicherheit (EFSA) und der Festlegung von Verfahren zur Sicherheit von 
Lebensmitteln. Diese „Lebensmittel-Rahmen-Verordnung“ sieht für das gesamte 
Lebensmittelrecht Gefahrenanalysen vor, um das allgemeine Ziel eines hohen 
Maßes an Schutz für Leben und Gesundheit der Menschen zu erreichen. Für die 
Einhaltung des Lebensmittelrechtes trägt der Lebensmittelunternehmer die primäre 
Verantwortung. Gleiches gilt für die Sicherheit von Lebensmitteln und für die 
gegebenenfalls erforderlichen Maßnahmen. Hierdurch werden die Unternehmer 
zukünftig noch stärker in die Verantwortung gezogen (SCHWABENBAUER 2003 und 
BINNEMANN 2003). In den Erwägungsgründen der europäischen Lebensmittel-
Rahmen-Verordnung, der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, wird festgestellt, dass der 
Lebensmittelunternehmer am besten in der Lage sei, ein sicheres System zu 
entwickeln und dafür zu sorgen, dass die von ihm gelieferten Lebensmittel sicher 
sind; er sollte daher auch die primäre rechtliche Verantwortung für die 
Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit tragen. Die Mitgliedstaaten führen dann 
die amtliche Kontrolle der Kontrolle durch (Art.17). Weiterhin muss sich der 
Lebensmittelunternehmer stärker als bisher mit der Rückverfolgbarkeit seiner 
Produkte beschäftigen müssen (Art. 18). 
 
Mit der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des europäischen Parlamentes und des 
Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene, welche ab 1. Januar 2006 
unmittelbares Recht wird, werden allgemeine und spezifische Hygienevorschriften für 
Lebensmittelunternehmer sowie für die Primärproduktion festgelegt. Sie hat ebenfalls 
das Ziel sichere Lebensmittel in Verkehr zu bringen. Die Verantwortung hierfür trägt 
ausschließlich der Lebensmittelunternehmer. Diese Verordnung enthält im Vergleich 




und kritische Kontrollpunkte“ (Art. 5). Dieser schreibt vor, dass die Lebensmittel-
unternehmer, mit Ausnahme derjenigen aus der Primärproduktion, ständige 
Verfahren, welche auf HACCP-Grundsätzen beruhen, einzuführen haben. Damit 
unterscheiden sich diese Verfahren von anderen Hygienemaßnahmen im Betrieb, die 
der allgemeinen Lebensmittelhygiene dienen. Als Basishygiene wird dabei die 
Erfüllung der Hygieneanforderungen der Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 
852/2004 und des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 angesehen. Unter 
die Basishygiene fallen nun auch die Inhalte des ehemaligen § 4 LMHV, nämlich die 
Durchführung von Personalschulungen und Temperaturmessungen in 
Heißhaltevorrichtungen, welche in den Anhängen der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 
festgeschrieben sind. Die Erfüllung dieser Anforderungen ist die Voraussetzung für 
die Einrichtung von Verfahren auf der Grundlage des HACCP-Konzeptes. Mit ihm 
sollen die Maßnahmen der Basishygiene sinnvoll und zielgerichtet ergänzt werden. 
Die Einrichtung von Verfahren auf der Grundlage der HACCP-Grundsätze bedeutet 
damit, dass in einem Lebensmittelunternehmen über die selbstverständliche 
Basishygiene hinaus zusätzlich ständig anzuwendende, zuverlässige Prüf- und 
Überwachungsverfahren geschaffen werden, um bei der Herstellung und 
Behandlung von Lebensmitteln der Entstehung spezifischer Gefahren und 
nachteiligen Beeinflussung präventiv entgegen wirken zu können (KOBELT u. 
SANDIWI 2005).  
Im Gegensatz zur ehemals gültigen RL 93/43/EWG und der LMHV fordert die VO 
(EG) Nr. 852/2004 zur Erreichung von Lebensmittelsicherheit ausdrücklich die 
Anwendung der HACCP-Prinzipien. Diese sollten den im Codex Alimentarius 
enthaltenen Grundsätzen Rechnung tragen. Dabei wird das HACCP-System als ein 
Instrument beschrieben, das ihnen hilft, einen höheren Lebensmittelstandard zu 
erreichen. Es wird zusätzlich eine flexiblere Anwendung der HACCP-Grundsätze in 
den Lebensmittelunternehmen ermöglicht, im Hinblick auf die Anwendung in 
kleineren Betrieben sowie in allen Situationen. Auch die Festsetzung von kritischen 
Grenzwerten muss nicht in Zahlen ausgedrückt sein.  
In bestimmten Betrieben, in denen die Identifizierung der so genannten „kritischen 





Einzelhandelbetriebe) soll eine gute Hygienepraxis in einzelnen Fällen die 
Überwachung der „kritischen Kontrollpunkte“ ersetzen können. Dies gilt jedoch nur 
unter der Voraussetzung, dass die Anforderungen der Basishygiene umfassend 
erfüllt sind und keine Risiken für die Lebensmittelsicherheit bestehen. Ob auf die 
Einrichtung eines Verfahrens nach den HACCP-Grundsätzen in einem 
Lebensmittelbetrieb verzichtet werden kann, ist im Einzelfall zu entscheiden. 
Entscheidendes Kriterium hierfür sei, ob die Abläufe und Verfahrensweisen im 
jeweiligen Lebensmittelunternehmen geeignet sind, um die Zielsetzung des Artikels 5 
zu erreichen (KOBELT u. SANDIWI 2005). 
Wichtiges Hilfsmittel hierbei sollen Leitlinien über eine gute Hygienepraxis bzw. über 
die Umsetzung von HACCP-Konzepten sein, welche in Zukunft nicht nur von den 
einzelnen Mitgliedstaaten entworfen werden sollen. Es sind gemeinschaftliche 
Richtlinien vorgesehen, für deren Ausarbeitung die Kommission selbst Sorge trägt. 
Zusätzlich enthält der Artikel 5 eine Dokumentationsverpflichtung.  
Die Dokumentation der Gefahrenanalyse und kritische Kontrollpunkte werden nun 
eindeutig vorgeschrieben. Die Verpflichtung zur Aufbewahrung von Unterlagen wird 
flexibel sein, um übermäßigen Aufwand für kleine Betriebe zu vermeiden. In welcher 
Form und in welchem Umfang eine Dokumentation zu führen ist, wird von der 
zuständigen Behörde entschieden.  
 
Die zweite Folgeverordnung Verordnung (EG) Nr. 853/2004 über spezielle 
Lebensmittelhygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs, enthält von 
Lebensmittelunternehmern einzuhaltende spezifische Hygienevorschriften für 
Lebensmittel tierischen Ursprungs. Diese Vorschriften ergänzen die Vorschriften der 
Verordnung (EG) Nr. 852/2004. Sie gelten für unverarbeitete Erzeugnisse und 
Verarbeitungserzeugnisse tierischer Herkunft. Mit dieser Verordnung wird eine 
Anzahl von Gemeinschaftsvorschriften zu Fleisch, Milch und Fischereierzeugnissen 
abgelöst. Auch in dieser Verordnung sind die allgemeinen Grundsätze des neuen 
Lebensmittelrechtes zum Tragen gekommen: die Verantwortlichkeit des 
Unternehmers und Flexibilität bei der Anwendung der Vorschriften. Laut 




Wahl der geeigneten Sicherungsmaßnahmen gelassen, die jedoch durch 
mikrobiologische und toxikologische Risiken eingeschränkt wird.  
 
In der dritten Folgeverordnung Verordnung (EG) Nr. 854/2004 vom 29. April 2004 
werden besondere Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum 
menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs festgelegt. 
Mit ihr werden die Grundsätze der tierärztlichen Lebensmittelüberwachung neu 
geregelt. Im Kapitel III des Anhangs 1 wird die erforderliche Qualifikation für den 
amtlichen Tierarzt und die amtlichen Hilfskräfte detailliert dargelegt. Dort heißt es, 
dass als amtliche Tierärzte nur noch solche Personen beauftragt werden dürfen, die 
die dargelegten Prüfungen absolviert haben, wobei dem Werdegang und den 
Qualifikationen des einzelnen Tierarztes Rechnung zu tragen ist.  
Allgemein wird von dem amtlichen Tierarzt gefordert, dass er zur multidisziplinären 
Zusammenarbeit fähig sein muss. Bevor der amtliche Tierarzt selbständig arbeiten 
darf, muss jeder eine praktische Schulung während einer Probezeit von mindestens 
200 Stunden absolviert haben. Während dieser Zeit muss er unter Aufsicht amtlicher 
Tierärzte, die bereits in Schlachthöfen, Zerlegungsbetrieben, Grenzkontrollstellen für 
Frischfleisch und Haltungsbetrieben tätig sind, arbeiten. Dabei soll sich die Schulung 
hauptsächlich auf die Überprüfung von Systemen für das Management der 
Lebensmittelsicherheit beziehen (SCHWABENBAUER 2003).  
Mit der allgemeinen Verwaltungsvorschrift über Grundsätze zur Durchführung der 
amtlichen Überwachung lebensmittelrechtlicher und weinrechtlicher Vorschriften 
(AVV RÜb - AVV Rahmen-Überwachung) vom 21. Dezember 2004, soll ein 
einheitlicher Vollzug der lebensmittelrechtlichen und weinrechtlichen Vorschriften in 
der Überwachung gewährleistet werden. Mit ihr wird die amtliche Lebensmittel-
überwachung auf eine bundeseinheitliche Grundlage gestellt. Die allgemeine 
Verwaltungsvorschrift setzt sowohl die Qualifikation als auch eine ausreichende 
Anzahl des Personals, welches mit der Überwachung beauftragt ist, voraus. Auch 
eine regelmäßige Fortbildung, insbesondere vor Aufnahme der Überwachungs-
tätigkeit, wird durch diese Gesetzgebung erzwungen. Die Entscheidung welche 





werden, wird aufgrund der Verwaltungsvorschrift nun ausschließlich von 
wissenschaftlichem Personal getroffen. An dieser Stelle soll die AVV RÜb mit ihren 
Anforderungen an die Überwachung eine einheitliche Beurteilung der 
Lebensmittelbetriebe garantieren. Wie die geforderte Risikoanalyse der Betriebe 
auszusehen hat, bleibt offen. Im Anhang ist das Formblatt dargestellt, mit dessen 
Hilfe die unteren Veterinärbehörden im Land Baden-Württemberg die 
Risikobeurteilung eines Betriebes durchführen. Ein weiteres Beispiel kann das 
Modell des Landes Nordrhein-Westfalens sein, das bereits im Fleischhygienebereich 
nach dem Gütersloher Modell Kontrollfrequenzen in EG-Betrieben ermittelt (BERG et 
al. 2001). Hierbei handelt es sich um das Muster einer Risikobeurteilung für Betriebe, 
die der amtlichen Lebensmittelüberwachung unterliegen einschließlich daraus 
resultierender Überwachungshäufigkeiten aus der Verwaltungsvorschrift zum Vollzug 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerechts, Bereich Betriebsüberwachung / 
Proben, wie im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen Nr.10 vom 17. 
Februar 1998 erschienen (siehe Anhang). Es besteht aus einem Punktesystem, in 
dem für jedes Einstufungskriterium Punkte vergeben werden und sich nach Addition 
der Punkte die Überwachungshäufigkeiten gemäß einer Tabelle ergeben. Diese 
Kriterien sind: Art des Produktes und Art des Umgangs damit, Verarbeitungs-
methoden, Bedeutung des Betriebes, Bauliche Beschaffenheit, Vertrauen in die 
Betriebsführung und eventuell vorhandene Qualitätssicherungssysteme nach EN 29 
000. Dieses System hat sich bei der amtlichen Lebensmittelüberwachung bewährt, 
und es wird seit einigen Jahren mit ihm erfolgreich gearbeitet (Irene Straub, 
Karlsruhe, 18. August 2003).  
 
Ein weiteres Modell zur Gesamtgefahrenermittlung eines Lebensmittelbetriebes wird 
seit dem Jahre 2001 in der Schweiz praktiziert. Dabei werden im Betrieb die Kriterien 
Selbstkontrolle, Lebensmittel, Herstellungsbedingungen und räumlich-betriebliche 
Voraussetzungen überprüft und in ein Gesamturteil über mögliche Gefahren für die 
Konsumenten zusammengefasst (siehe Anhang). Die bisherige Inspektion wird dabei 
nicht ersetzt sondern ist Basis für eine einheitliche Gesamtbeurteilung (VERBAND 
DER KANTONSCHEMIKER DER SCHWEIZ 2001).  
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3  MATERIAL UND METHODEN 
 
3.1  Material 
Es wurden 184 Betriebe, von insgesamt 1413 Betrieben, laut elektronischer 
Registrierung des Karlsruher Veterinäramtes (TSIS), des Bereiches Gastronomie 
und Gemeinschaftsverpflegung der Stadt Karlsruhe untersucht. Die Datenerfassung 
der Betriebe erfolgte im persönlichen Gespräch unter Verwendung eines 
Fragebogens. Die Gesamtzahl der untersuchten Betriebe setzte sich aus unter-
schiedlichen Betriebsarten zusammen. Diese waren anteilig wie folgt vertreten:  
32 Kantinen, 33 Kindertagesstätten, 32 Altenheime, 8 Krankenhäuser, 41 Gast-
stätten, 30 Schnell-Imbissstände, 5 Filialen verschiedener Fastfood-Ketten und  
3 Fernküchen. 
 
Die Auswahl der Betriebe wurde durch 
den behördlichen Kontrollrhythmus des 
hierfür zuständigen Veterinäramtes 
bestimmt. Dabei war Wert darauf 
gelegt worden, eine aussagefähige 
Anzahl an Betrieben von jeder 
Betriebsart zu erreichen. Bei der 
Betriebsart „Krankenhäuser“ sind alle 8 
Krankenhäuser im Zuständigkeits-
bereich der Unteren Lebensmittelüber-
wachungsbehörde Karlsruhe berück-
sichtigt worden. Gleiches gilt für die 















Tab.7 : Übersicht befragter Betriebe
 
Kantinen     32
Kindertagesstätten     33
Altenheime     32
Krankenhäuser       8
Gaststätten     41
Schnell-Imbisse     30
Fastfood-Ketten       5
Fernküchen       3




3.2  Methodik der Datenerhebung 
3.2.1  Fragebogen 
Die Erfassung der Betriebsdaten erfolgte mittels eines Fragebogens, in dem 
hauptsächlich als Antwortmöglichkeiten das Ja-Nein Antwortschema zur Auswahl 
stand, um vergleichbare Ergebnisse erzielen zu können. Der Inhalt des Fragebogens 
ließ sich mit Hilfe von veterinärbehördlichen Erfahrungen mit Küchenbegehungen im 
Rahmen der Lebensmittelüberwachung erarbeiten. 
Er enthielt folgende Fragen: 
Erhebung von betriebsspezifischen Grunddaten: 
1. Ermittlung der Betriebsart: Kantine, Kindertagesstätte, Altenheim, 
 Krankenhaus, Gaststätte, Imbiss-Stand, Fastfood-Kette oder Fernküche 
2. Anzahl des Küchenpersonals 
3. Anzahl der im Durchschnitt täglich produzierten Essen 
4. Betriebszeiten 
5. Erfolgt eine durchgehende Essensausgabe, oder gibt es geregelte 
 Küchenzeiten? 
 
Erhebung des Wissensstandes über bestehende Rechtsvorschriften: 
6 a. Ist Ihnen die Lebensmittelhygieneverordnung (LMHV) bekannt? 
6 b. Ist Ihnen das Infektionsschutzgesetz (IfSG) bekannt? 
7.  Sind die o.g. Gesetzestexte (LMHV u. IfSG) für eine mögliche Einsicht im 
 Betrieb vorhanden? 
8. Ist Ihnen der Begriff „Allgemeinhygiene“ (§ 3 LMHV) bekannt? 
9. Ist Ihnen der Begriff „betriebseigene Maßnahmen und Kontrollen“ (§ 4 LMHV) 
 bekannt? 
 
Erhebung zur Produktionshygiene: 
10 a. Sind mögliche Risiken im Produktionsablauf bekannt (chem., phys., biolog.)? 
10 b Sind hierfür Sicherungsmaßnahmen eingerichtet? 
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11. Welche betrieblichen Eigenkontrollen werden durchgeführt? 
• Keine  
• Allgemeine Eigenkontrollen: Wareneingangskontrollen, Temperatur-
messungen in Kühl- und Tiefkühleinrichtungen, Temperaturmessungen in 
Heißhaltevorrichtungen, Personalschulungen (nach LMHV und/oder IfSG) 
• Produktspezifische Gefahrenanalyse mittels eines Fließschemas 
12. Worauf basieren die betrieblichen Eigenkontrollen?  
 Eigenkonzept oder Fremdkonzept? 
13. Wenn Eigenkontrollen durchgeführt werden, werden sie dokumentiert? 
14. Fand eine § 4 (LMHV) - Belehrung über durchzuführende Eigenkontrollen 
 statt? 
15. Verantwortliche Person für die Durchführung von Eigenkontrollen: 





3.2.2  Datenerhebung 
Die Datenerhebung erfolgte im Rahmen der Überwachungstätigkeit der Unteren 
Lebensmittelüberwachungsbehörde anonym und freiwillig. Hierzu wurde der 
Fragebogen in einem persönlichen Gespräch mit gleichzeitiger Betriebsbesichtigung 
unter Verifizierung der gemachten Angaben in Anwesenheit der hierfür verant-
wortlichen Person abgearbeitet. Somit konnten die Antworten vor Ort auf ihre 
Richtigkeit überprüft und damit unkorrekte Aussagen berichtigt werden. Ebenso 





4.  ERGEBNISSE 
 
4.1  Betriebsspezifische Grunddaten 
4.1.1  Häufigkeitsverteilung der Betriebsarten 
Die 184 untersuchten Betriebe ließen sich in die zwei Hauptgruppen Gastronomie 
und Gemeinschaftsverpflegung einteilen. In der Gruppe Gastronomie wurden 41 
Gaststätten mit Küche unterschiedlicher Nationalität, 30 Imbissstände, als 
ortsveränderliche Einrichtungen, welche nicht dauerhaft vor Ort waren, sondern im 
Rahmen des Weihnachts-, Jahr- bzw. Wochenmarktes oder des Messebetriebes in 
die Zuständigkeit der Überwachungsbehörde Karlsruhe fielen, und alle 5 Filialen von 
3 bekannten Fastfood-Ketten befragt.  
Der Bereich Gemeinschaftsverpflegung umfasste alle der 33 Kindertagesstätten 
(„Kitas“), die eine warme Mahlzeit anboten oder über eine Küche verfügten, alle im 
Einzugsgebiet des Stadtveterinäramtes Karlsruhe befindlichen 32 Altenheime, 32 der 
wesentlichen Kantinen, teils von großen Arbeitgebern, teils von öffentlicher Hand, 
alle der 8 Krankenhäuser, sowohl privat als auch öffentlich und alle der 3 
existierenden Fernküchen, wie in Abbildung 4 dargestellt. 
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4.1.2  Anzahl der Mitarbeiter 
Die Angaben über die Anzahl des Küchenpersonals unterlagen einer hohen 
Schwankungsbreite. So wurden Angaben zwischen 1 und 70 Personen gemacht, 
deren Häufigkeit ab einer Anzahl >10 jedoch gering war. Somit ließ sich die 
Betriebsgröße nach Anzahl der Mitarbeiter in 4 Gruppen einteilen. 
40 Betriebe (22%) waren so genannte Ein-Mann-Betriebe. Die größte Gruppe mit 63 
Betrieben (34%) arbeiteten mit einer Anzahl von 2-4 Personen, dicht gefolgt von 57 
Betrieben (31%), die mit einer Anzahl von 5-10 Personen in der Küche arbeiteten. 
Die kleinste Gruppe besteht aus 24 Betrieben (13%), die zwischen 11 und 70 
Personen beschäftigten.  
Wie in nachstehender Tabelle aufgezeigt, sind es Betriebe der Kategorien Kranken-
häuser, Fastfood-Ketten sowie Fernküchen, welche überwiegend mehr als 10 
Personen beschäftigten. Gaststätten und Imbisse arbeiteten hauptsächlich mit einer 
Anzahl von 2-4 Personen. Altenheime und Kantinen zum größten Teil mit 5-10 
Personen und die Kitas überwiegend mit 1 Person, da sie in den meisten Fällen nur 
fertig zubereitetes Essen ausgeben und nur selten selbst zubereiten. 
 
Tab.8: Häufigkeitsverteilung der Mitarbeiteranzahl innerhalb der Betriebsarten 
 
Anzahl Personal Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss Fastfood-Kette Fernküche
1 Personal 0% 73% 6% 0% 24% 13% 0% 0%
2-4 Personen 19% 24% 31% 13% 44% 60% 40% 0%
5-10 Personen 56% 3% 50% 13% 29% 27% 0% 33%
über 10 Personen 25% 0% 13% 74% 3% 0% 60% 67%
Summe 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100%
 
4.1.3  Anzahl der produzierten Essen 
Die Anzahl der im Durchschnitt täglich produzierten Essen lagen zwischen 10 und 
2000 Essen. In der Kategorie bis 50 Essen täglich befanden sich 57 Betriebe (31%). 
42 Betriebe (23%) produzierten zwischen 51-100 Essen am Tag, 19 Betriebe (10%) 
zwischen 101-150 Essen am Tag, 13 Betriebe (7%) zwischen 151-200 Essen am 
Tag, 6 Betriebe (3%) zwischen 202-250 Essen am Tag und 47 Betriebe (26%) 





Einrichtungen zwischen 500-1000 Essen und nur 10 Betriebe über 1000 Essen am 
Tag. Wie in Tabelle 9 aufgeführt, produzierten alle Betriebe der Gruppen Fastfood-
Ketten und Fernküchen in einer Größe von mehr als 250 Essen am Tag. Aus der 
Gruppe Krankenhäuser stellte die überwiegende Mehrheit der Betriebe mehr als 250 
Essen täglich her. Von den Betrieben der Gruppen Kitas und Gaststätten wurde 
hauptsächlich eine Anzahl von bis zu 50 Essen am Tag ausgegeben bzw. produziert. 
Die Kantinen produzierten hauptsächlich über 101 Essen, wobei der größte Teil über 
250 Essen täglich einnimmt. Die Altenheime lagen hauptsächlich zwischen 51-200 
Essen. Bei den Betrieben der Gruppe Imbisse waren alle Produktionsgrößen 
vertreten, welches standortabhängig bedingt war.  
 
Tab.9: Häufigkeitsverteilung der täglich produzierten Essen innerhalb der Betriebsarten  
 
Essen pro Tag Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss Fastfood-Kette Fernküche 
bis 50 Essen 3% 76% 19% 0% 51% 13% 0% 0%
51-100 Essen 9% 21% 44% 0% 22% 30% 0% 0%
101-150 Essen 24% 0% 12% 25% 10% 3% 0% 0%
151-200 Essen 13% 0% 16% 12% 2% 7% 0% 0%
201-250 Essen 13% 3% 0% 0% 0% 3% 0% 0%
über 250 Essen 38% 0% 9% 63% 15% 44% 100% 100%
Summe 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100%
 
4.1.4  Betriebszeiten 
Bei den Betriebszeiten ließen sich folgende Gruppen einteilen. 8 Betriebe (10%) 
hatten eine Arbeitszeit von 8 Stunden. 122 Betriebe (66%), damit als größte Gruppe, 
arbeiteten 8-12 Stunden am Tag. 42 Betriebe (23%) gaben eine Betriebszeit 
zwischen 12-24 Stunden an und nur 1 Betrieb (1%) hatte 24 Stunden geöffnet. 
 
4.1.5  Essensausgabe 
In 74 Betrieben (40%) herrschte ein durchgehender Küchenbetrieb, d.h. ohne 
Ruhezeiten, eine durchgehende Essensausgabe während der gesamten Betriebszeit 
war möglich. Der Großteil, 110 Betriebe (60%), verfügte über geregelte 
Küchenzeiten, währenddessen eine Essensausgabe möglich war. Außerhalb dieser 




4.1.6  Branchenabhängigkeit versus Unterschiede innerhalb einer 
  Gruppe 
Innerhalb einer Gruppe ist die Größe der Betriebe, welche definiert ist als Anzahl der 
produzierten Essen am Tag bzw. Anzahl der Mitarbeiter, nicht ausschlaggebend für 
abweichende Antworten. Sondern, die Antworten innerhalb einer jeden Gruppe, 
unabhängig von deren Größe, waren insgesamt sehr linear bzw. einstimmig, mit nur 
wenigen Ausnahmen, wie in der folgenden Abbildung dargestellt ist.  
Die Abbildung stellt die Verteilung der Antworten der Betriebe der zahlenmäßig 
größten Gruppe auf die Fragen nach dem § 4, betriebseigene Kontrollen und 
Maßnahmen, dar. Die Betriebe, 41 Gaststätten, sind nach aufsteigender Betriebs-
größe von 1-41 aufgelistet. 3 Antwortmöglichkeiten (Nein, Ja u. Missverständnis) 0,1 
und 2 waren gegeben. Wie in der Abbildung zu sehen ist, fielen die Antworten 
sowohl in den unteren wie oberen Bereichen eher gleichförmig aus. Für diese 
Darstellung wurde bewusst die Frage nach dem § 4, betriebseigene Kontrollen 
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Aus diesem Grund werden die weiteren Fragen und deren Antworten nicht nach 
Größen innerhalb der Gruppen, sondern gruppenspezifisch ausgewertet, da 
branchenabhängig große Unterschiede bestehen. 
 
 
4.2  Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften 
4.2.1  Lebensmittelhygieneverordnung 
Der überwiegende Teil der befragten Betriebe mit 177 Betrieben (96%) gab an, die 
Lebensmittelhygieneverordnung zu kennen bzw. bereits einmal von ihr gehört zu 
haben, im Sinne von Einhaltung bestimmter Vorgaben im Umgang mit Lebensmitteln. 
Nur 7 Betriebe (4%) wussten nicht, dass eine Lebensmittelhygieneverordnung 
überhaupt existiert. Diese stammten hauptsächlich aus den Gruppen Gaststätten und 
Imbisse, wie in Abbildung 13 u.14 dargestellt ist. 
 
4.2.2  Infektionsschutzgesetz 
178 Betriebe (97%) gaben an das Infektionsschutzgesetz, ehemals Bundes-
seuchengesetz, zu kennen bzw. bereits einmal von diesem gehört zu haben, im 
Sinne von Einhaltung bestimmter Vorgaben im Umgang mit Lebensmitteln. 
Nur 6 Betriebe (3%) hatten keine Kenntnis über ein solches Gesetz. Wie in 
Abbildung 13 zu sehen ist, kamen diese Betriebe hauptsächlich aus der Gruppe 
Gaststätten.  
 
4.2.3  Gesetzestexte vorhanden 
Bei 122 Betrieben (66%) befanden sich Unterlagen, die sich auf Gesetzestexte wie 
die Lebensmittelhygieneverordnung bzw. das Infektionsschutzgesetz beziehen, 
teilweise sogar der Gesetzestext selbst. Vollständige und aktuelle Rechtsunterlagen 
konnten dabei nicht vor Ort vorgefunden werden. Diese Betriebe stammten 
mehrheitlich aus den Gruppen Kantinen, Kindertagesstätten (Kitas), Altenheime, 




Die restlichen 62 Betriebe (34%) waren gar nicht im Besitz von o. g. Unterlagen. Die 
Mehrheit der Betriebe, die keine Unterlagen vor Ort hatten stammten aus den 
Gruppen Gaststätten und Imbisse, siehe Abbildung 13 und 14. 
 
4.2.4  Allgemeinhygiene § 3 LMHV 
Auf die Frage nach den allgemeinen Hygieneanforderungen an Lebensmittelbetriebe 
und deren gesetzliche Verankerung gaben 178 Betriebe (97%) an, die hygienischen 
Anforderungen im Umgang mit Lebensmitteln zu kennen. Nur 6 Betriebe (3%) 
verneinten diese Frage. Sie hatten bisher noch von keiner Vorschrift über den 
hygienischen Umgang mit Lebensmitteln gehört. Diese waren hauptsächlich Betriebe 
der Gruppe Gaststätten und der Gruppe Imbisse, wie in Abbildung 13 u. 14 
dargestellt. 
 
4.2.5  Betriebseigene Kontrollen und Maßnahmen § 4 LMHV 
Die Frage nach betriebseigenen Kontrollen und Maßnahmen (§ 4 LMHV) ergab ein 
breites Spektrum originellster Antworten. Bei 93 Betrieben (51%), welche angaben, 
den § 4 zu kennen, stellte sich im Gespräch heraus, dass es sich bei deren 
Auffassung von Eigenkontrollen um ein Missverständnis handelte. Insofern, als diese 
mit Putzplänen, Checklisten über Reinigung und Desinfektion, der Kontrolle der 
allgemeinen Betriebshygiene (§ 3) und am häufigsten mit einer allgemeinen Betriebs-
kontrolle im Sinne von Organisation gleichgesetzt wurden. Im weiteren Gespräch 
stellte sich heraus, dass hierzu auch eine fehlerhafte Information über betriebseigene 
Kontrollen von nichttierärztlichen Sachverständigen geführt habe.  
78 Betriebe (42%) gaben an noch nie von „betriebseigenen Kontrollen“ gehört zu 
haben. Wie in Abbildung 6 vergleichend aufgeführt kamen diese Betriebe zum 
größten Teil aus den Gruppen Kitas, Gaststätten sowie Imbisse. 
Lediglich 13 Betriebe (7%), welche vornehmlich aus den Gruppen Krankenhäusern, 
Fernküchen, zu einem geringeren Anteil auch Fastfood-Ketten sowie Kantinen 
kamen, wussten, dass und wie sie die Produktionsabläufe ihrer Lebensmittel zu 





Erstaunlich bei dieser Frage war, dass in fast jedem Betrieb der Begriff „HACCP“ 
bereits gehört worden war. Bei den Betriebsbegehungen wurden unter anderem 
Handwaschgelegenheiten vorgefunden, welche als „CCP“ ausgeschildert waren. 
Niemand konnte jedoch beantworten, um was es sich bei einem HACCP-System 
konkret handelte. In diesem Zusammenhang sei hier auch die Äußerung eines 
Imbissstandbetreibers erwähnt, der sich auf einer Messeveranstaltung der Lebens-
mittelüberwachung gegenüber wie folgt äußerte:  
„Ich brauche kein Handwaschbecken, ich habe doch HACCP!“.  
Weiterhin ist zu erwähnen, dass sich besonders bei dieser Frage die sprachlichen 
Probleme bei Gewerbetreibenden ausländischer Herkunft, vornehmlich von 



































































Abb.6: Häufigkeitsverteilung der Kenntnisse über § 4 betriebseigene Kontrollen und Maßnahmen 




Insgesamt ist zu sagen, dass aus der Kategorie Gemeinschaftsverpflegung die 
Betriebe der Gruppen Altenheime und Krankenhäuser am häufigsten Kenntnisse 
über bestehende Rechtsvorschriften besaßen, gefolgt von der Gruppe Kantinen 
sowie anschließend Kindertagesstätten (Kitas), wie aus den folgenden Abbildungen 
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Abb.10: Häufigkeitsverteilung der Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften in der Betriebsart 





In der Gruppe Gastronomie verfügten die Betriebe der Gruppen Fastfood-Ketten und 
Fernküchen am häufigsten über Kenntnisse der bestehenden Rechtsvorschriften, wie 
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Abb.11: Häufigkeitsverteilung der Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften in der Betriebsart 
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Abb.12: Häufigkeitsverteilung der Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften in der Betriebsart 
  Fernküchen 
 
Die nachfolgenden Abbildungen 13 und 14 zeigen, dass aus der Kategorie 
Gastronomie die Betriebe der Gruppen Gaststätten sowie Imbisse am wenigsten 
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Abb.13: Häufigkeitsverteilung der Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften in der Betriebsart 
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Abb.14: Häufigkeitsverteilung der Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften in der Betriebsart 




4.3  Produktionshygiene 
4.3.1  Risiken im Umgang mit Lebensmitteln 
122 Betriebe (66%) gaben an, Wissen über mögliche Risiken während der 
Lebensmittelherstellung zu besitzen. Von den Gruppen Altenheime, Krankenhäuser, 
Fernküchen und Fastfood-Ketten beantworteten alle Betriebe, die ihre Speisen selbst 
produzierten, diese Frage mit Ja. 
27 Betriebe (15%), aus den Gruppen Kantine, Kitas, Gaststätten sowie Imbisse 
verneinten diese Frage. 35 der befragten Betriebe (19%) produzierten ihre Speisen 
nicht selbst, sondern bekamen diese bereits fertig zubereitet geliefert, wobei in diese 
Gruppe fast ausschließlich die Kitas mit 24 Betrieben fallen. 
 
Von den 122 Betrieben, die angaben mögliche Risiken während der Produktion zu 
kennen, hatten lediglich 27 Betriebe (22%) Sicherungsmaßnahmen hierfür 
eingerichtet. Darunter waren 1 Fernküche, 2 Imbisse, 2 Gaststätten, 3 Fastfood-
Filialen, 4 Krankenhäuser, 7 Kantinen und 8 Altenheime vertreten. 
Unter den Sicherungsmaßnahmen waren 14 x Rückstellproben, in 4 Betrieben wurde 
mit Kerntemperaturmessungen während des Herstellungsprozesses gearbeitet, 4 
Betriebe führten regelmäßig mikrobiologische Untersuchungen durch, 3 mal waren 
Peroxidsticks für eine Kontrolle von Fettverderb vorhanden und in 2 Betrieben wurde 
ausschließlich mit Handschuhen gearbeitet. Vereinzelt waren Arbeitsanweisungen 
für den Umgang und die Lagerung von leicht verderblichen Produkten, wie z.B. 
Eiern, vorhanden sowie die Trennung von Arbeitsabläufen. Eine Krankenhausküche 
verfügte über Speisetabletts mit integrierten Heizplatten. Eine Fastfood-Kette hatte 
als Sicherungsmaßnahme eine begrenzte Verweildauer von höchstens 2 Minuten für 
ihre Produkte in der Heißhaltungsvorrichtung festgelegt und wurde zumindest 
während der Untersuchung offensichtlich eingehalten.  
In den übrigen 95 Betrieben (78%) war nicht für Sicherungsmaßnahmen gesorgt 
worden und gehörten der Gruppen Kitas, Gaststätten, Imbisse, Kantinen, Altenheime 





Die nachstehenden Abbildungen 15-22 zeigen die Häufigkeitsverteilung des Wissens 
über mögliche Risiken im Herstellungsprozess innerhalb der Betriebsarten und in 
welcher Häufigkeit Sicherungsmaßnahmen als deren Konsequenz eingerichtet 
wurden. 
Hierbei ist festzustellen, dass alle Betriebe aus der Gruppe Fastfood-Ketten 
Kenntnisse über mögliche Risiken im Herstellungsprozess besaßen und als deren 
Konsequenz am häufigsten angemessene Sicherungsmaßnahmen eingerichtet 
hatten. Gefolgt werden diese von den Krankenhäusern, Fernküchen und den 

















Abb.15: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 





















Abb.16: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 


















Abb.17: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 






















Abb.18: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 




In der Untersuchung hat sich auch gezeigt, dass die Betriebe aus der Gruppe 
Gaststätten am häufigsten über mögliche Risiken bei der Lebensmittelproduktion 
bescheid wussten. Wie in den Abbildungen 19-22 dargestellt ist, werden sie von den 
Kantinen, Imbissen und danach die Kindertagesstätten gefolgt. Dabei wird deutlich, 
je weniger Wissen über mögliche Risiken vorhanden ist, desto weniger 
Sicherungsmaßnahmen sind logischerweise eingerichtet. Die Gaststätten bildeten 
hierbei jedoch eine Ausnahme. Obwohl die Mehrheit der Gaststätten angab Wissen 



















Abb.19: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 






















Abb.20: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 




















Abb.21: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 





















Abb.22: Häufigkeitsverteilung des Wissens über mögliche Risiken im Produktionsablauf und dafür 





4.3.2  Wareneingangskontrollen 
141 Betriebe (76%), davon alle Betriebe der Gruppe Krankenhäuser, Fastfood-
Ketten sowie Fernküchen gaben an jedes Mal die Ware beim Eingang in den Betrieb 
zu überprüfen, 1 Betrieb (1%), in dem Fall eine Kindertagesstätte (Kita), führte dies 
nur sporadisch durch. 42 Betriebe (23%) machten überhaupt keine Waren-
eingangskontrollen. Diese stammten hauptsächlich aus den Gruppen Gaststätten, 
Kitas, Kantinen und Imbisse, wie in nachfolgender Tabelle aufgeführt ist. 
 
Tab.10: Häufigkeitsverteilung der Wareneingangskontrollen (§ 3) der Betriebe nach Betriebsarten und 
deren Dokumentation 
 
 Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss 
Fastfood-
Kette Fernküche
Wareneingangskontrolle 78% 64% 91% 100% 63% 80% 100% 100%
keine 
Wareneingangskontrolle 22% 33% 9% 0% 37% 20% 0% 0%
sporadische 
Wareneingangskontrolle 0% 3% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Dokumentation 92% 82% 72% 100% 42% 50% 80% 67%
keine Dokumentation 8% 18% 24% 0% 58% 50% 20% 33%
sporadische 
Dokumentation 0% 0% 4% 0% 0% 0% 0% 0%
 
Von den 141 Betrieben, die angaben jedes Mal eine Überprüfung der Waren beim 
Eingang in den Betrieb durchzuführen, konnten 99 Betriebe (70%) eine 
Dokumentation über oben genannte Maßnahme nachweisen. Dabei dokumentierten 
alle Krankenhäuser jedes Mal ihre täglich durchgeführten Wareneingangskontrollen. 
Bei 1 Betrieb (1%), ein Altenheim, ergaben die Unterlagen nur eine sporadische 
Wareneingangsprüfung und 42 Betriebe (29%) besaßen überhaupt keine Auf-
zeichnungen über eine erfolgte Kontrolle bei der Warenanlieferung, deren Mehrheit 




4.3.3  Temperaturmessungen in Kühleinrichtungen 
104 Betriebe (56%) gaben an, täglich Temperaturmessungen in den vorhandenen 
Kühleinrichtungen durchzuführen, worunter alle Betriebe aus den Gruppen Fastfood-
Ketten und Fernküchen waren. Nur 16 Betriebe (9%) überprüften nur sporadisch die 
Temperaturen mit einer Kontrollmessung. In 64 Betrieben (35%) erfolgte überhaupt 
keine Überwachung der Einhaltung von Temperaturen der Lagerräume wie 
Kühlschränke und Tiefkühleinrichtungen. Diese Gruppe bestand hauptsächlich aus 
Betrieben der Gruppe Kitas. Zu welchen Anteilen die einzelnen Betriebsgruppen 
Temperaturkontrollen durchführten ist in der folgenden Tabelle aufgeführt. 
 
Tab.11: Häufigkeitsverteilung der Temperaturmessungen in Kühleinrichtungen (§ 3) von Betrieben 
 nach Betriebsarten und deren Dokumentation 
 
Kühl- u. 
Tiefkühleinrichtungen Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss 
Fastfood-
Kette Fernküche
Temperaturkontrolle 66% 30% 78% 75% 49% 47% 100% 100%
keine Temperaturkontrolle 28% 64% 19% 25% 41% 30% 0% 0%
sporadische 
Temperaturkontrolle 6% 6% 3% 0% 10% 23% 0% 0%
Dokumentation 87% 75% 77% 100% 42% 48% 100% 33%
keine Dokumentation 9% 17% 19% 0% 54% 48% 0% 67%
sporadische 
Dokumentation 4% 8% 4% 0% 4% 5% 0% 0%
 
Von den 116 Betrieben, die angaben Temperaturmessungen durchzuführen, wurde 
von 81 Betrieben (68%) ein schriftlicher Nachweis über jede gemessene Temperatur 
ihrer Kühleinrichtungen geführt. Darunter befanden sich alle Krankenhäuser und alle 
Filialen der Fastfood-Ketten. 5 Betriebe (4%) dokumentierten ihre Temperatur-
messungen nur sporadisch und 34 Betriebe (28%) verfügten über gar keine 
schriftlichen Nachweise, dass Messungen erfolgt waren. In dieser Gruppe befanden 
sich mehrheitlich die Gaststätten und Fernküchen, wie aus der Tabelle 11 zu 





4.4  Betriebliche Eigenkontrollen gem. §4 Lebensmittelhygiene- 
Verordnung (LMHV) 
4.4.1  Temperaturmessungen in Heißhaltevorrichtungen 
77 Betriebe (42%) kontrollierten täglich die Einhaltung der Temperatur in den 
Vorrichtungen zur Heißhaltung der produzierten Speisen. Darunter waren alle 
Betriebe der Gruppe Fernküchen und ein Großteil der Gruppen Fastfood-Ketten, 
Krankenhäuser, Kantinen und Kitas. 24 Betriebe (13%) davon hauptsächlich die 
Altenheime, führten nur sporadisch Temperaturmessungen durch. In 75 Betrieben 
(41%), welche überwiegend aus den Gruppen Gaststätten und Imbisse stammten, 
erfolgten überhaupt keine Messungen. 8 Betriebe (4%), hauptsächlich die Kitas, 
verfügten über keine Heißhaltevorrichtungen für Speisen. Die anteilige Darstellung 
von Temperaturmessungen innerhalb der Betriebsarten ist in nachfolgender Tabelle 
aufgeführt. 
 
Tab.12: Häufigkeitsverteilung der Temperaturmessungen in Heißhaltevorrichtungen (§ 4) nach 
  Betriebsarten und deren Dokumentation 
 
Heißhaltevorrichtungen Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss 
Fastfood-
Kette Fernküche
Temperaturkontrolle 59% 58% 50% 74% 12% 17% 80% 100%
keine 
Temperaturkontrolle 25% 9% 19% 13% 78% 80% 20% 0%
sporadische 
Temperaturkontrolle 16% 21% 22% 13% 8% 3% 0% 0%
keine 
Heißhaltevorrichtungen 0% 12% 9% 0% 2% 0% 0% 0%
Dokumentation 88% 92% 91% 100% 62% 100% 100% 67%
keine Dokumentation 12% 4% 9% 0% 38% 0% 0% 33%
sporadische 
Dokumentation 0% 4% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
 
Von den 101 Betrieben, welche angaben Temperaturmessungen durchzuführen, 
konnten 90 Betriebe (89%) eine regelmäßige Dokumentation durchgeführter 
Temperaturmessung in Heißhaltevorrichtungen nachweisen. Wie die Tabelle 12 
darstellt dokumentierten fast alle Betriebe, wenn sie denn Temperaturmessungen 
durchgeführt hatten. Von 1 Kita (1%) wurden die gemessenen Temperaturen nur 




und 1 Fernküche, führten gar keine schriftlichen Nachweise über angeblich erfolgte 
Temperaturkontrollen. 
 
4.4.2  Personalschulungen 
125 Betriebe (68%) veranlassen Personalschulungen nach LMHV (Lebensmittel-
hygiene-Verordnung) und IfSG (Infektionsschutzgesetz). Wie der Tabelle 13 zu 
entnehmen ist, sind dies alle Krankenhäuser, in überwiegender Mehrheit die 
Altenheime, die Kitas, Fastfood-Ketten, Kantinen und Fernküchen. In 12 Betrieben 
(6%) wurde das Personal nur nach LMHV, in 2 Betrieben (1%) nur nach IfSG 
geschult. 45 Betriebe (25%), hauptsächlich aus den Gruppen Gaststätten und 
Imbisse, führten überhaupt keine Personalschulung durch. 
 
Tab.13: Häufigkeitsverteilung der durchgeführten Personalschulungen (§ 4) nach Betriebsarten und 
 deren Dokumentation 
 
Personalschulung Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss 
Fastfood-
Kette Fernküche
keine 22% 9% 3% 0% 59% 33% 0% 0%
nach LMHV  3% 3% 3% 0% 10% 10% 20% 33%
nach IfSG 3% 0% 0% 0% 2% 0% 0% 0%
nach LMHV + IfSG 72% 88% 94% 100% 29% 57% 80% 67%
Dokumentation 92% 90% 90% 100% 53% 55% 100% 67%
keine 
Dokumentation 8% 10% 10% 0% 47% 45% 0% 33%
 
Von den 139 Betrieben, welche angaben Schulungen durchzuführen, konnten 113 
Betriebe (81%) einen schriftlichen Nachweis hierüber vorlegen. Nur 26 Betriebe 
(19%), die vornehmlich aus der Gruppe Gaststätten und er Gruppe Imbisse kamen, 





4.4.3  Gefahrenanalyse 
In 6 Betrieben (3%) konnten Unterlagen über eine durchgeführte Gefahrenanalyse 
eingesehen werden. Hierunter befanden sich 2 Kantinen mit einer Größenordnung 
von 12 Mitarbeitern und 550 produzierten Essen am Tag und 5 Mitarbeitern und 900 
produzierten Essen am Tag. Weiterhin 1 Gaststätte, die mit 8 Personen 400 Essen 
täglich produzierte, 2 Imbisse, die mit 5 Personen 100 Essen und mit 2 Personen 
500 Essen täglich produzierten und 1 Fernküche, die mit 8 Mitarbeitern 1000 Essen 
täglich zubereitete. 
Die Gefahrenanalyse war in Form eines Fließschemas dargestellt, welches 
allgemeine Gefahrenpunkte während des Produktionsablaufes aufzeigte. 
Diese waren jedoch nicht an die Gegebenheiten des jeweiligen Betriebes angepasst 
und sehr allgemein verfasst. Hierbei handelte es sich auch nicht um selbsterarbeitete 
Unterlagen, sondern um handelsübliche Broschüren und Ordner.  
In 178 Betrieben (97%) waren überhaupt keine Gefahrenanalysen in schriftlicher 
Form vorhanden und waren auch nicht durchgeführt worden. 
 
Tab.14: Häufigkeitsverteilung der produktspezifischen Gefahrenanalyse in schriftlicher Form mittels 
 Fließschema nach Betriebsarten 
 




Gefahrenanalyse 6% 0% 0% 0% 2% 7% 0% 33%
keine produktspezifische 




4.4.4  Konzepte zur Durchführung der betrieblichen Eigenkontrollen 
  gem. §4 Lebensmittelhygieneverordnung (LMHV) 
Für die Durchführung der Eigenkontrollen im Sinne von § 4 LMHV, und damit die 
Durchführung von Personalschulungen und Temperaturmessungen in Heißhalte-
vorrichtungen eingeschlossen, gingen 54 Betriebe (29%) nach eigenem Konzept vor. 
Dies waren alle Fernküchen und zum überwiegenden Teil die Krankenhäuser, Kitas 
und Altenheime wie die Tabelle 15 aufzeigt.  
96 Betriebe (53%) besaßen gar kein Konzept für die Durchführung der 
Eigenkontrollen, wie in den meisten Gaststätten und Imbissen, zum Teil auch in den 
Kitas und Kantinen.  
34 Betriebe (18%) waren im Besitz eines Fremdkonzeptes, im Sinne von 
Standardvordrucken eines Hygiene-Institutes oder einer Fremdfirma.  
Für die Gruppe der Fastfood-Ketten ist anzumerken, dass jedem Betreiber einer 
Filiale ein vorgegebenes Konzept über die Durchführung von Eigenkontrollen, im 
Rahmen des Franchise-Unternehmens, zur Vertragsbedingung gestellt wird. 
 
Tab.15: Häufigkeitsverteilung der Eigenkonzepte zur Durchführung von Eigenkontrollen nach 
  Betriebsarten 
 
 Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss 
Fastfood-
Kette Fernküche 
kein Konzept 35% 45% 31% 12% 85% 80% 0% 0%
Eigenkonzept 34% 45% 38% 50% 10% 17% 0% 100%
Fremdkonzept 31% 10% 31% 38% 5% 3% 100% 0%





4.5  Belehrung nach § 4 LMHV 
In nachfolgender Abbildung ist dargestellt, welchen Stellenwert das Thema 
Eigenkontrollen bei den Betriebsinhabern einnimmt.  
Trotz erfolgter § 4-Belehrung durch das zuständige Veterinäramt, welche in einem 
Aktenvermerk schriftlich fixiert war, verneinten 152 Betriebe (83%) eine bereits 
stattgefundene Belehrung. Nur 19 Betriebe (10%) konnten sich an eine schriftliche 
Belehrung über die Forderung nach betriebseigenen Kontrollen und Maßnahmen von 
Seiten des Veterinäramtes erinnern. Für 13 Betriebe (7%) erfolgte diese Belehrung in 
mündlicher Form vor Ort im Rahmen der Lebensmittelüberwachung. Sowohl die 
Betriebe, die schriftlich belehrt als auch die Betriebe, die mündlich belehrt worden 
waren, konnten den Inhalt des § 4 nicht erfassen.  
Wie in Tabelle 16 dargestellt sind mit Ausnahme der Fernküchen alle Betriebsarten 
in der Gruppe vertreten, die angaben, nicht über betriebseigene Kontrollen belehrt 
worden zu sein.  
 
Tab.16: Häufigkeitsverteilung der § 4-Belehrung nach Betriebsarten 
 
§4 Belehrung Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss 
Fastfood-
Kette Fernküche
Belehrung fand statt 13% 9% 21% 13% 7% 0% 0% 33%
Belehrung fand nicht 
statt 84% 88% 63% 74% 93% 90% 100% 0%
mündliche Belehrung 3% 3% 16% 13% 0% 10% 0% 67%
Summe 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100%
 
 
4.6  Verantwortliche Person für die Eigenkontrollen 
In 68 Betrieben (37%) lag die Verantwortung für den Umgang mit Lebensmitteln bei 
dem Betreiber bzw. Besitzer. In 51 Betrieben (28%) lag die Verantwortung für 
etwaige Fragen bei der Küchenleitung, in 27 Betrieben (15%) bei der 
Hauswirtschaftsleitung und in 21 Betriebsstätten (11%) waren der Koch oder Köchin 
verantwortliche Person. Nur die wenigsten, 17 Betriebe (9%), verfügten über einen 
Hygienebeauftragten, der sich mit dem Thema Eigenkontrollen und deren 
























































Abb.23: Häufigkeitsverteilung der für die Eigenkontrollen verantwortlichen Personen 
 
Die Tabelle 17 zeigt auf, dass sowohl in Gruppen der Gaststätten, Imbisse, aber 
auch der Fastfood-Ketten und Fernküchen der Betreiber bzw. Besitzer für die 
Umsetzung der Eigenkontrollen zuständig war. Ein Hygienebeauftragter als fachlich 
qualifizierte Person war überwiegend in den Krankenhäusern anzutreffen. In den 
Kantinen und Altenheimen lag die Verantwortung bei der Küchenleitung.  
 




Person Kantine Kita Altenheime Krankenhäuser Gaststätte Imbiss 
Fastfood-
Kette Fernküche
Koch / Köchin 16% 9% 9% 13% 20% 3% 0% 0%
Küchenleitung 59% 21% 53% 13% 10% 3% 20% 33%
Betreiber/in, 
Besitzer/in 6% 25% 3% 0% 70% 81% 40% 67%
Hauswirtschaftsleitung 3% 42% 19% 13% 0% 13% 20% 0%
Hygienbeauftragte/-r 16% 3% 16% 61% 0% 0% 20% 0%





4.7  Beziehung zwischen Betriebsgröße und durchgeführten  
  Kontrollen 
In nachstehender Abbildung ist der allgemeine Zusammenhang zwischen 
Betriebsgröße und durchgeführten Kontrollen laut den Angaben der Betriebe 
dargestellt. 
Die Betriebe mit einer Produktionsgröße von täglich über 150 Essen gaben am 
häufigsten an, Kontrollen im Sinne von § 3 und § 4 LMHV durchzuführen. Betriebe 
mit einer Größe von täglich bis zu 50 Essen und 51-100 Essen gaben am wenigsten 
eine Kontrolltätigkeit an. 
Hierbei ist eine aufsteigende Tendenz bei der Häufigkeit der durchgeführten 
Kontrollen in Abhängigkeit der Produktionsgröße festzustellen. Wobei diese 
aufsteigende Tendenz auf eine höhere Konzentration der Gruppen Krankenhäuser, 
Fastfood-Ketten und Fernküchen in den höheren Produktionsgrößen zurückzuführen 
ist, welche eine bessere Kenntnis über bestehende Rechtsvorschriften vorweisen 
konnten, mehr Sicherungsmaßnahmen eingerichtet haben, häufiger Kontrollen und 









































4.8  Beziehung zwischen Betriebsgröße und Dokumentation 
Die folgende Abbildung stellt den allgemeinen Zusammenhang zwischen der 
Betriebsgröße und der mittels Dokumentation nachweislich durchgeführten 
Kontrollen der Betriebe dar. Wie unter 4.7 bereits erläutert, ist hier ebenso eine 
aufsteigende Tendenz zu erkennen, welche in Bezug auf die Dokumentation noch 
deutlicher ausgeprägt ist.  
 
Die Betriebe der Gruppe unter 50 Essen pro Tag führten am wenigsten schriftliche 
Aufzeichnungen durch. Am häufigsten konnte von den Betrieben der Gruppen 151 










































5  DISKUSSION 
Das HACCP-System wurde entwickelt, um Lebensmittelsicherheit zu garantieren. 
Aus den anfänglichen drei Forderungen entstanden innerhalb 30 Jahren Entwicklung 
die heute gültigen sieben Prinzipien, definiert nach Codex Alimentarius. Das HACCP-
System basiert auf dem grundlegendem Gedanken, dass Gefahren in Lebensmitteln, 
welche die menschliche Gesundheit beeinträchtigen und welche als solche 
identifiziert sind, durch einen Critical Control Point beherrscht sein müssen 
(SPERBER 2005). Es handelt sich um eine logische Vorgehensweise, mit welcher 
bestehende Gefahren vermieden werden können. UNTERMANN (2000) beschreibt 
dies als Renaissance alter naturwissenschaftlicher Denkprinzipien. So sind die 
HACCP-Prinzipien mitunter in der Untersuchung auf Trichinella realisiert, welche 
bereits seit über 100 Jahren an Schlachtschweinen durchgeführt wird. Sie stellen an 
sich keine Neuheit dar. Neu daran sind nur die Erkenntnis der Notwendigkeiten und 
Möglichkeiten eines solchen Systems (Ernst Lücker, Leipzig, 21. Januar 2005).  
Hierbei ist anzumerken, dass in den Lehrberufen im Lebensmittelbereich, 
beispielsweise während der Ausbildung zum Koch, ein Umgang mit Lebensmitteln 
gelernt wird, welcher den einwandfreien Zustand des Lebensmittels zum Ziel hat. So 
erfüllt beispielsweise ein Koch während seines altbewährten und gelernten Umgangs 
mit Lebensmitteln die Prinzipien eines HACCP-Systems, ohne dass ihm dies 
bewusst ist. Im Hinblick auf einen qualifizierten Umgang mit Lebensmitteln und der 
Lebensmittelsicherheit ist die Zunahme an ungelerntem Personal in Küchenbetrieben 
sicherlich als kritisch zu betrachten. Fraglich ist auch, inwieweit das Thema HACCP 
für ein ungeschultes Personal sinnvoll ist.  
Die Ergebnisse der Untersuchungen haben gezeigt, dass der Großteil der Betriebe 
Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften besaßen. Dabei war zu bemerken, 
dass die Betriebe der Gruppen Gaststätten sowie Imbisse am wenigsten häufig 
Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften vorweisen konnten. Während die 
Betriebe der Gruppen Altenheime und Krankenhäuser aus der Kategorie 
Gemeinschaftsverpflegung am häufigsten Kenntnisse über bestehende 




Wie wichtig die Schulung des Personals ist, betonten bereits KRENNRICH (1995), 
SCHRÖDER et al. (1998) und BACH (2000) und kann durch nachfolgende 
Ergebnisse nur bestätigt werden. Die Mehrheit der Betriebe schulte ihr Personal. 
Hierunter waren am häufigsten die Krankenhäuser und Altenheime vertreten. Eben 
die Betriebe, welche am häufigsten Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften 
vorweisen konnten. Unter den Betrieben, die keine Personalschulungen 
durchführten, befanden sich hauptsächlich die Gaststätten und Imbisse, welche auch 
am wenigsten häufig Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften vorweisen 
konnten.  
In den Erwägungsgründen der europäischen Lebensmittel-Rahmen-Verordnung, der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002, wird festgestellt, dass der Lebensmittelunternehmer 
am besten in der Lage sei, ein sicheres System zu entwickeln und dafür zu sorgen, 
dass die von ihm gelieferten Lebensmittel sicher sind; er sollte daher auch die 
primäre rechtliche Verantwortung für die Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit 
tragen. Spricht man hierbei von fachlich hoch qualifizierten Lebensmittelproduzenten, 
wie beispielsweise weltweit agierende Babynahrungsmittelhersteller, so findet dieser 
oberste Grundsatz der Hygienevorschriften durchaus seine Realisierbarkeit und wird 
bereits seit einigen Jahren praktiziert. Die Bereitschaft dieser Hersteller die 
Verantwortung für das produzierte Lebensmittel zu übernehmen, steht in jedem Fall 
im Interesse eines Lebensmittelproduzenten, der einen Namen in der 
Lebensmittelbranche zu vertreten hat. Betrachtet man jedoch, wie in vorliegender 
Untersuchung, die kleineren Lebensmittelproduzenten, zum Beispiel aus dem 
Bereich Gastronomie und Gemeinschaftsverpflegung, stellen sich hierbei besondere 
Schwierigkeiten bei der Auseinandersetzung mit dem Thema Eigenkontrollen im 
Sinne eines vorbeugenden Verbraucherschutzes dar, wie dies auch schon RAETH 
(1997), BECKMANN et al. (1997), MARX et al. (1998) sowie BACH (2000) 
thematisierten. In der vorliegenden Untersuchung hat sich gezeigt, dass die 
betriebseigenen Kontrollen mit der Kontrolle von erfolgter Allgemeinhygiene 
verwechselt werden. Der Begriff „betriebseigene Kontrollen und Maßnahmen“ (§4 
LMHV) wurde von 93 Betrieben (51 %) als eine selbst durchgeführte Kontrolle des 





allgemein anerkannten Meinung über die oben erwähnte Basisfunktion der 
Allgemeinhygiene für die betrieblichen Eigenkontrollen ist hierbei anzumerken, dass 
allein die Umsetzung der Basishygiene in den Betrieben sich immer noch als ein 
großes Problem bei der Lebensmittelüberwachung darstellt. Mit der Verpflichtung der 
Gewerbetreibenden zur Durchführung betriebseigener Maßnahmen und Kontrollen 
nach vorgegebenen anerkannten Grundsätzen, sollen speziell gesundheitliche 
Gefahren durch Lebensmittel im Produktionsprozess systematisch erfasst und 
entweder ausgeschlossen oder zumindest aber wirkungsvoll minimiert werden 
(SCHRÖDER et al. 1998). Um dies in die Praxis umsetzen zu können, ist letztendlich 
die Diskussion um die Definition von „CCPs“ oder „kritischen Punkten“ von 
untergeordneter Rolle, denn das Ziel, das sich Verbraucherschutz nennt, soll erreicht 
werden. Hierbei ist auf die Verhältnismäßigkeit zu achten.  
Von den untersuchten Betrieben machten 78 (42%) die Angabe, noch nie von 
„betriebseigenen Kontrollen und Maßnahmen“ gehört zu haben, welche 
hauptsächlich Kindertagesstätten (Kitas), Gaststätten, Imbisse, Kantinen sowie 
Altenheime waren. Auch in weiteren Gesprächen wurden Unverständnis und 
Uneinsichtigkeit über die Notwendigkeit von betrieblichen Eigenkontrollen und 
Maßnahmen zur Lebensmittelsicherheit deutlich. Einige wenige Betriebe, welche 
vornehmlich aus den Gruppen Krankenhäuser, Fernküchen und zu einem 
geringerem Anteil aus den Gruppen Fastfood-Ketten sowie Kantinen kamen, 
wussten, dass und wie sie Produktionsabläufe ihrer Lebensmittel zu überwachen 
haben.  
Erstaunlicherweise war der Begriff HACCP in fast jedem Betrieb bekannt. Allerdings 
wurde er vielfach als Synonym für grundlegende Hygienemaßnahmen verwendet. 
Dieser Befund steht im Einklang mit den Erfahrungen von NAUJOK (1997) und 
UNTERMANN (1997). Über die Prinzipien und Zielsetzung des HACCP-Systems 
existieren zahlreiche Veröffentlichungen, in denen diese ausführlich beschrieben 
werden (TEUFEL 1996, HARTIG 1996, UNTERMANN et al. 1997, UNTERMANN 
1997, 2000). Dennoch kam es anlässlich des Übersetzungsfehlers bei der 
Einführung des HACCP-Konzeptes in das Gemeinschaftsrecht (siehe Kap. 2.3.1) zu 




Kaleidoskop unterschiedlichster Auffassungen über das HACCP-System, die z.T. 
nichts mit dem ursprünglichen Konzept zu tun haben. Es werden grundlegende 
Hygienevorschriften mit einer HACCP-Nomenklatur versehen oder die Einhaltung 
von Qualitätsmerkmalen als „CCPs“ bezeichnet, die gar nicht mit dem 
Gesundheitsschutz in Verbindung stehen, wie bereits von UNTERMANN et al. (1997) 
deutlich gemacht. Dies konnte durch die vorliegende Untersuchung insofern bestätigt 
werden, als bei Betriebsbegehungen beispielsweise Handwaschgelegenheiten 
vorgefunden wurden, welche mit den Großbuchstaben „CCP“ beschildert waren. 
Selbstverständlich mit dazugehörigem Firmenlogo des betreuenden 
Hygieneinstitutes. Eben solch großzügiger Umgang mit dem Begriff HACCP in der 
Praxis für alle Fragen der Betriebs-, Arbeits- und Personalhygiene haben nach 
NAUJOK (1997) und FEHLHABER (1997) erheblich dazu beigetragen, dass 
Eigenkontrollen mit Basishygiene verwechselt werden. Wie bereits von FEHLHABER 
(1997), STOLLE (1998) und HILDEBRANDT (2003) angemahnt wurde, wird der 
Begriff HACCP überstrapaziert. Die vorliegenden Ergebnisse bestätigen diese 
Erkenntnis. HACCP ist inzwischen zu einem beinahe allgegenwärtigen Mysterium 
geworden. Die Betreiber der betreffenden Lebensmittelunternehmen glauben, 
nachdem sie sich HACCP in den Betrieb eingekauft haben, gegen alle Arten von 
Gefahren geschützt zu sein. Nicht zuletzt auch vor den Weisungen der 
Lebensmittelüberwachung, wie folgende Aussage verdeutlicht: „Ich brauche kein 
Handwaschbecken, ich habe doch HACCP!“ Dies ist insofern erstaunlich, da der 
Verordnungsgeber bewusst darauf verzichtet hat, den Begriff „HACCP" bei der 
Umsetzung der Richtlinie 93/43/EWG durch die Lebensmittelhygiene-Verordnung zu 
verwenden (HARTIG 1996). Dass es sich bei den Forderungen nach betriebseigenen 
Kontrollen in der Lebensmittelhygieneverordnung (LMHV) eben nicht um die 
Forderung nach der Einführung eines HACCP-Systems handelte, stellten damals die 
Generaldirektion der Kommission selbst (Dok. DE/03/95/5383), HARTIG (1996), 
TEUFEL (BgVV 1996), HARTIG et al. (1997) und OTTO-KUHN (1998) mehrfach dar. 
Auch UNTERMANN (2000) erklärte dazu grundsätzlich noch einmal, dass die in den 
Rechtsvorschriften (LMHV) aufgeführten zu ermittelnden „kritischen Punkte“ nicht 





die vorliegende Untersuchung gezeigt wird, hat der Begriff HACCP dennoch Einzug 
in die Betriebe gehalten.  
 
Über die Produktionshygiene kann folgende Aussage getroffen werden. Obwohl sich 
die Mehrzahl der Betriebe über mögliche Gefahren während der Lebensmittel-
produktion bewusst waren, wurden als Konsequenz nur in 27 Betrieben (22%) 
Sicherungsmaßnahmen eingerichtet. Herausragend stellten sich alle Fastfood-
Filialen dar, welche Kenntnisse über mögliche Risiken im Herstellungsprozess 
besaßen und als deren Konsequenz am häufigsten angemessene Sicherungs-
maßnahmen eingerichtet hatten. Gefolgt werden diese von den Krankenhäusern, 
Fernküchen und den Altenheimen. Danach folgen die Kitas, die jedoch in 
überwiegender Mehrheit die ausgegebenen Speisen bereits zubereitet geliefert 
bekamen. Bei dieser Frage wird deutlich, je seltener Wissen über mögliche Risiken 
vorhanden ist, desto weniger häufig sind logischerweise auch Sicherungsmaß-
nahmen eingerichtet. Die Gaststätten bilden in diesem Fall jedoch eine Ausnahme. 
Obwohl die Mehrheit der Gaststätten angab Wissen über mögliche Risiken zu 
besitzen, wurden von ihr am wenigsten Sicherungsmaßnahmen eingerichtet. Dies 
macht das Unverständnis über betriebseigene Kontrollen dieser Betreiber besonders 
deutlich. 
Insgesamt wird von der Mehrzahl der Betriebe regelmäßige Wareneingangs-
kontrollen, tägliche Temperaturmessungen in Kühl- und Tiefkühleinrichtungen und 
tägliche Messungen in Heißhaltevorrichtungen durchgeführt, welche mittels 
Dokumentation nachgewiesen wird. Generell war hierbei festzustellen, wenn 
Messungen in Heißhaltevorrichtungen laut Angaben der Betriebe erfolgten, dann 
waren sie auch fast immer dokumentiert. Personalschulungen werden wie bereits 
oben erwähnt von allen Betriebsarten überwiegend durchgeführt, wobei unter den 
Gaststätten und Imbisse immer noch Betriebe dabei waren, die gar keine 
Schulungen vornahmen.  
Wie die aufgeführten Ergebnisse zeigen, werden von einem Großteil der 
untersuchten Betrieben Eigenkontrollen durchgeführt, die ihnen jedoch ausdrücklich 




herausgestellt, dass die Betriebe der Gruppen Krankenhäuser, Fernküchen und 
Fastfood-Ketten am häufigsten Kontrollen durchführten. Die Betriebe aus den 
Gruppen Gaststätten und Imbisse führten im Gegensatz dazu am wenigsten 
Kontrollen in ihren Betrieben durch. Die Bereitschaft zum eigenverantwortlichen 
Entwickeln eines geeigneten Sicherungssystems für die eigene Lebensmittel-
produktion ist dem zufolge nicht gegeben. Wie bereits von RAETH (1997) und BACH 
(2000) thematisiert wurde, ist auch hier das Unverständnis der Betreiber über jene 
Notwendigkeit groß. Mangelnde Fachkenntnis über mögliche Risiken im 
Herstellungsprozess als Grundlage jeder Gefahrenanalyse und die sprachlichen 
Probleme sind in diesem Zusammenhang auch zu erwähnen.  
 
Eine produktspezifische Gefahrenanalyse mittels Fließschema war nur in 6 Betrieben 
(3%) vorhanden. Die überwiegende Mehrheit verfügte über keinerlei schriftliche 
Niederlegung möglicher Gefahrenquellen ihres Unternehmens. Es erfolgte also keine 
Auseinandersetzung mit dem Thema Lebensmittelsicherheit im eigenen Betrieb.  
Die Mehrheit hatte auch kein Konzept für die Durchführung von Personalschulungen 
und Temperaturmessungen in Heißhaltevorrichtungen. Den größten Teil bildeten die  
Betriebe der Gruppen Gaststätten und Imbisse, Kitas und Kantinen.  
34 Betriebe (18%) hatten das Konzept einer Fremdfirma übernommen. Hierbei ließ 
sich auch die Frage mit Nein beantworten, inwieweit sich ein fertiges Konzept auf 
eine Betriebsart aufstülpen lässt, ohne für den Betrieb spezifisch entwickelt worden 
zu sein. Eine Ausnahme stellen die Fastfood-Filialen dar. Sie sind verpflichtet das 
Firmenkonzept in ihrem Betrieb umzusetzen, welches für jeden Franchise-
Unternehmer eine Vertragsverpflichtung ist. Deren Einhaltung wird durch 
regelmäßige Prüfungen durch den Mutterkonzern überwacht. 
Wie groß jedoch das Unverständnis der Betreiber über die Durchführung von 
Eigenkontrollen ist, zeigen besonders die offensichtlich unehrlichen Antworten auf 
die Frage nach einer Belehrung über die Anforderungen nach § 4 Eigenkontrollen. 
Trotz erfolgter § 4-Belehrung durch das zuständige Veterinäramt, welche schriftlich in 





Belehrung. Weiterhin stellte sich in einigen Betrieben heraus, dass fehlerhaft über 
betriebseigene Kontrollen von nicht tierärztlichen Sachverständigen informiert wurde. 
Die Betriebe sind jedoch für die Durchführung von Eigenkontrollen auf die Hilfe von 
außen angewiesen. Die wenigsten können einen Hygienebeauftragten oder 
anderweitig qualifiziertes Personal für die Durchführung von Eigenkontrollen 
verantworten. In den meisten Betrieben liegt die Zuständigkeit dafür bei den 
Betreibern bzw. den Besitzern. So auch bei den Betrieben der Gruppen Fernküchen, 
Fastfood-Ketten, Gaststätten und Imbisse. Die unterschiedlichen Ergebnisse in 
Hinblick auf Eigenkontrollen unter diesen Gruppen sind auf die fachliche Qualifikation 
des Betreibers zurückzuführen. Um eine Fernküche betreiben zu können, ist 
fachliche Qualifikation unbedingt notwendig. Dies gilt nicht in gleichem Maße für die 
Eröffnung einer Gaststätte bzw. Imbisses. Auch für eine Fastfood-Filiale ist dies nicht 
zwingende Voraussetzung. Solche Fälle werden aber von den Mutterkonzernen 
gelöst, indem sie generell äußerst strenge Vorgaben in Sachen Hygiene und 
Lebensmittelsicherheit für ihre Franchise-Unternehmer aufgeben und deren 
Einhaltung in regelmäßigen Abständen kontrollieren.  
Allgemein wurde festgestellt, dass in den Betrieben ab einer Produktionsgröße von 
täglich mehr als 150 Essen die häufigsten Kontrollen im Sinne des § 3 und § 4 
(LMHV) durchgeführt wurden. Die kleineren Betriebe, mit einer täglichen Produktion 
von bis zu 50 Essen und 51-100 Essen gaben am wenigsten eine Kontrolltätigkeit 
an. Diese Feststellung stimmt mit der Dokumentationshäufigkeit überein.  
Die aufsteigende Tendenz bei der Häufigkeit der durchgeführten Kontrollen in 
Abhängigkeit der Produktionsgröße ist dadurch zu erklären, dass eine höhere 
Konzentration der Gruppen Krankenhäuser, Fastfood-Ketten und Fernküchen in den 
höheren Produktionsgrößen besteht. Betriebe dieser Gruppen haben häufiger 
Kenntnisse über die bestehenden Rechtsvorschriften vorweisen können, häufiger 
Sicherungsmaßnahmen eingerichtet, häufiger Kontrollen und auch häufiger 
Personalschulungen durchgeführt.  
Diese Ergebnisse stimmen mit der in der Literatur vorherrschenden Meinung überein, 




Schulung des Personals ausschlaggebend für die Erreichung des Zieles namens 
Lebensmittelsicherheit sind.  
 
Die LMHV stellte als ehemals allgemein gültige Verordnung für alle Lebensmittel-
bereiche und alle Warengruppen keine vernünftige Arbeitsgrundlage dar, weder für 
den Gastronomen als auch für die Lebensmittelüberwachung. Die Anforderungen an 
eine gute Hygienepraxis waren mit unbestimmten Rechtsbegriffen ausgefüllt 
(angemessen, geeignet, erforderlichenfalls). Mit der Formulierung des § 4 (LMHV), 
die nur einige Grundsätze des „HACCP-Konzeptes“ und nicht das strikte HACCP 
vorschreibt, sollte nach HARTIG (1996) und OTTO-KUHN (1998) eine flexible 
Anwendung der produkt-, verfahrens- und betriebsspezifischen Maßnahmen und 
Kontrollen in allen Betriebsformen ermöglichen. Durch das, was hier als besonders 
flexibel und unbürokratisch erscheint, wird der Lebensmittelunternehmer schlichtweg 
überfordert. Eine unvollständige Aufklärung durch deren Fachverbände über die 
Bedeutung der Eigenkontrollen - was diese für sie bedeuten und wie sie diese am 
besten umsetzen können - trägt zu dieser Problematik bei. 
Die Umsetzung der oben genannten unbestimmten Rechtsbegriffe oblag der 
Lebensmittelüberwachungsbehörde mit dem dafür notwendigen Sachverstand und 
Augenmaß. Aufgrund der Ermessensspielräume, die sich durch diese Formulierung 
ergaben, kam es zwangsläufig zu unterschiedlichen Entscheidungen der einzelnen 
Sachverständigen vor Ort, nicht selten sogar bei gleichem Sachverhalt, wodurch 
keine Einheitlichkeit in der Überwachung gegeben war und die Betriebe weiter 
verunsichert wurden. 
Mit der Neuordnung des Lebensmittelrechtes durch das EU-Hygienepaket, werden 
Schwachstellen der ehemals gültigen LMHV, wie z.B. die Auslegung der 
unbestimmten Rechtsbegriffe, gelöst. Die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 gibt in ihren 
Anhängen und denen der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 genau vor, wie die 
Einhaltung der Basishygiene auszusehen hat. Zur Basishygiene gehören jetzt auch 
die ehemaligen Inhalte des § 4 LMHV wie die Personalschulungen und die 
Temperaturmessungen in Heißhaltevorrichtungen. Die Verordnung (EG) Nr. 





kritische Kontrollpunkte“, welcher die Einrichtung eines ständigen Verfahrens, das 
auf HACCP-Grundsätzen beruht, vorsieht. Sie stellt klar, dass erst die Erfüllung der 
Hygieneanforderungen aus den Anhängen erfolgt sein muss, bevor weitere 
Verfahren entwickelt werden. Ob und in welchem Umfang weitere Maßnahmen zur 
Lebensmittelsicherheit getroffen werden müssen, bleibt von der zuständigen 
Überwachungsbehörde für den Einzelfall zu entscheiden. Die Beschränkung über die 
Einrichtung eines solchen Verfahrens auf bestimmte Betriebe war bereits von 
zahlreichen Autoren wie BECKMANN et al. (1997), MARX et al. (1998 a), BACH 
(2000) und BABBEL u. STOLLE (2003) gefordert worden. 
Hierdurch kommen neue Aufgaben auf die amtliche Lebensmittelüberwachung zu, 
nämlich der Überprüfung der von den Unternehmen entwickelten Eigenkontroll-
systeme im Hinblick auf ihre Eignung, die Lebensmittelsicherheit zu gewährleisten. 
Diese Korrekturmaßnahmen waren nötig, da die Betreiber eher verunsichert sind und 
Unterstützung bei der Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen für eine gute 
Hygienepraxis brauchen. Sie forderten immer wieder strikte Vorgaben von den mit 
der Lebensmittelüberwachung beauftragten Personen, beispielsweise in Form einer 
Checkliste, die sich Schritt für Schritt abarbeiten lässt. Für die Unternehmer stellt es 
eine große Schwierigkeit dar, selbstständig ein Konzept zu entwickeln. An dieser 
Stelle wird wiederum die zentrale Rolle der vor Ort tätigen Veterinäre bei der 
Umsetzung des Lebensmittelrechtes in die Praxis deutlich. Um diesen Aufgaben 
gerecht werden zu können, muss qualifiziertes Personal auch in ausreichender Zahl 
den Veterinärbehörden zur Verfügung stehen.  
Mit der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 werden die Grundsätze der tierärztlichen 
Lebensmittelüberwachung neu geregelt und auch die erforderliche Qualifikation für 
einen amtlichen Tierarzt definiert. Mit der allgemeinen Verwaltungsvorschrift über 
Grundsätze zur Durchführung der amtlichen Überwachung lebensmittelrechtlicher 
und weinrechtlicher Vorschriften (AVV RÜb - AVV Rahmen-Überwachung) soll die 
amtliche Lebensmittelüberwachung nun endlich einheitlich erfolgen. Sie regelt die 
Durchführung der Überprüfung von betrieblichen Eigenkontrollsystemen, 




aufgrund ihrer Ergebnisse zu ergreifen sind (siehe Anhang, Beispiel zur 
Risikobeurteilung eines Betriebes des Landes Baden-Württemberg).  
Vor allem stellt die geforderte Risikoanalyse des Lebensmittelbetriebes für die 
Verwaltungsbehörden ein wirksames Regulativ zur Umsetzung von Eigenkontrollen 
dar, da die Einstufung in eine Risikogruppe vor allem von der Intensität der 
durchgeführten Eigenkontrollen abhängt. Wie die von der allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift geforderte Risikoanalyse der Betriebe auszusehen hat, bleibt 
offen. Im Anhang ist das Formblatt dargestellt, mit dessen Hilfe die unteren 
Veterinärbehörden im Land Baden-Württemberg Risikobeurteilungen durchführen. 
Wie man bereits im Fleischhygienebereich nach dem Gütersloher Modell 
Kontrollfrequenzen in EG-Betrieben ermittelt, kann als weiteres Beispiel das Modell 
des Landes Nordrhein-Westfalen herangezogen werden (siehe Anhang). Dieses 
System hat sich bei der amtlichen Lebensmittelüberwachung bewährt, und es wird 
seit einigen Jahren mit ihm erfolgreich gearbeitet (Irene Straub, Karlsruhe,  
18. August 2003).  
Ein weiteres Modell zur Gesamtgefahrenermittlung eines Lebensmittelbetriebes wird 
seit dem Jahre 2001 in der Schweiz praktiziert (VERBAND DER KANTONS-





  SCHLUSSFOLGERUNGEN 
 
Die Literaturausarbeitung und die Ergebnisse der eigenen Untersuchungen haben 
mehrere Gründe für die Umsetzungsschwierigkeiten der Forderungen nach §4 LMHV 
in den Betrieben ergeben. 
 
• Im Lebensmittelverarbeitendem Betrieb: 
• mangelnde Kenntnis der Gesetzestexte über Eigenkontrollen (§4 LMHV) 
• mangelndes Verständnis aufgrund sprachlicher Probleme 
• mangelnde Einsicht über die Notwendigkeit von Eigenkontrollen 
• Interpretationsprobleme bzw. Verwechslung mit Basishygiene (§3 LMHV) 
• mangelnde Fachkenntnis, d.h. fehlende Grundlage für eine Gefahrenanalyse 
• unzureichende Information bzw. Aufklärung durch die Fachverbände 
 
• Aus Sicht der Lebensmittelüberwachung: 
• unterschiedliche Bewertung durch die Lebensmittelüberwachungsbehörde, 
keine Einheitlichkeit gegeben durch unbestimmte Rechtsbegriffe 
• Probleme mit der Kontrolle und den Konsequenzen, da ohne eine 
Verpflichtung zur Dokumentation der Eigenkontrollen die Lebensmittel-
überwachung keine Kontrollmöglichkeit hat 
 
• Gesetze: 
• die Forderungen über betriebseigene Maßnahmen und Kontrollen sind nicht 
eindeutig, Fehlen eines Hinweises auf Dokumentation 










Aus der vorliegenden Untersuchung ergeben sich für die Lebensmittelüberwachung 
zuständige Behörde folgende Schlussfolgerungen: 
 
• Die von der Behörde angeordneten unspezifischen Eigenkontrollen, wie die 
Wareneingangskontrolle, Temperaturmessungen in Kühl - und Tiefkühlein-
richtungen, Temperaturmessungen in Heißhaltevorrichtungen und Personal-
schulungen, werden von einer überwiegenden Mehrheit der Betriebe 
durchgeführt. 
 
• Das Thema betriebseigene Kontrollen, im Sinne von dem Erstellen eines 
geeigneten Sicherungssystems während der Lebensmittelproduktion wird mit 
den Anforderungen an die Allgemeinhygiene verwechselt. 
 
• Bei den Betreibern herrscht im Allgemeinen noch ein besonderes Un-
verständnis über die Notwendigkeit von betriebseigenen Kontrollen. Bei der 
überwiegenden Mehrheit der Betriebe erfolgte keine produktspezifische 
Gefahrenanalyse. Das Eigenverantwortliche Entwickeln eines geeigneten 
Sicherungssystems für die Lebensmittelproduktion ist nicht vorhanden. 
 
• Die Unterstützung und Beratung der lebensmittelverarbeitenden Betriebe 
durch die amtlichen Tierärzte vor Ort ist ein wesentliches Standbein, bei der 
Erzielung von Lebensmittelsicherheit. 
 
• Die Bedeutung der Personalschulungen hat sich als besonders wichtig 
herausgestellt, um Wissen zu vermitteln. Insbesondere bei fehlender 
fachlicher Qualifikation des Personals. Je weniger fachliches Wissen 








• Ein besonderes Augenmerk ist allgemein auf die Betriebe mit einer geringen 
Produktionsgröße von bis zu 100 Essen täglich zu legen. Sie führten am 
wenigsten Kontrollen durch. Die Gaststätten und Imbisse mit einer Mitarbeiter-
anzahl von 2-4 Personen waren diejenigen, die am wenigsten Kontrollen und 
Personalschulungen durchführten und am wenigsten Sicherungsmaßnahmen 
eingerichtet hatten. 
 
• Die Krankenhäuser, Fernküchen und Fastfood-Filialen, also Betriebe mit einer 
Produktionsgröße von mehr als 150 Essen täglich und mehr, führten am 
häufigsten Kontrollen und Personalschulungen durch, verfügten am häufigsten 




Unter Berücksichtigung der neuen Gesetzgebung im Rahmen der Neuordnung des 
Lebensmittelrechtes, lassen sich die folgenden Schlussfolgerungen ziehen: 
 
• Es werden einige Schwachstellen der ehemals gültigen Lebensmittelhygiene-
verordnungen geregelt. Die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 enthält eine 
Verpflichtung zur Dokumentation der Gefahrenanalyse und Kritischen 
Kontrollpunkte sowie die Einführung von HACCP-Schulungen. Ehemalige § 4 
Forderungen (LMHV) wie Personalschulungen und Temperaturmessungen in 
Heißhaltevorrichtungen zählen jetzt zur Basishygiene. D.h. die Anforderungen 
an die Basishygiene wurden erhöht, die Forderungen über die Einrichtung 
eines auf HACCP-Grundsätzen beruhendem Verfahren hingegen wurden auf 
bestimmten Betriebe beschränkt. Die Entscheidung für welche Betriebe ein 
HACCP-System notwendig wird bleibt dem amtlichen Tierarzt überlassen. 
 
• Auf die amtliche Lebensmittelüberwachung kommen neue Aufgaben zu. Die 
Überprüfung der von den Betrieben entwickelten Eigenkontrollsysteme im 




Vordergrund. Die Risikoanalyse der Betriebe stellt nun ein wirksames 
Regulativ für die Umsetzung von Eigenkontrollen dar. Bei der Beurteilung der 
Betriebe entstehen jedoch neue Ermessensspielräume. Der Schwerpunkt liegt 
auf der Gefahrenanalyse, deren Durchführung bisher nicht geregelt ist bzw. 
keine Vorgaben existieren. 
 
• Die von den Lebensmittelverarbeitenden Betrieben ausgehenden Gründe für 
die Umsetzungsschwierigkeiten bleiben bestehen. 
 
Um dieser Problematik zukünftig begegnen zu können, böten sich die folgenden 
Korrekturmaßnahmen an: 
In den Personalschulungen sollten unbedingt rechtliche Grundkenntnisse vermittelt 
werden, um ein besseres Bewusstsein über das Thema Eigenkontrollen zu schaffen. 
Hierbei gilt es auch verständlich zu machen, dass die Durchführung von 
Eigenkontrollen eine gesetzliche Verpflichtung darstellt, und dass ein 
Nichtdurchführen Konsequenzen hat, angefangen mit Bußgeldbescheiden bis hin 
zum Konzessionsentzug. Gleichermaßen muss vor Aufnahme der gastronomischen 
Tätigkeiten ein Grundkurs über die rechtlichen Grundlagen zum Führen eines 
Lebensmittelbetriebes angeboten werden. Hier wäre zu entscheiden, ob die 
Aufgaben von staatlicher Stelle oder von privatwirtschaftlicher Seite übernommen 
werden sollte. Ohne ein entsprechendes Zertifikat sollte jedoch eine Konzession 
nicht erteilt werden. Die Ausarbeitung von Leitlinien über die Anwendung von 
betrieblichen Eigenkontrollen ist dringend notwendig, auch für eine einheitliche 
Überwachung. 
In der allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV-RÜb) liegt der Versuch der 
Legislative, die Unteren Veterinärbehörden zu einem einheitlichen Handeln in der 
Lebensmittelüberwachung zu zwingen. Dies und das Verbot aus der VO 178/2002 
„Nicht - sichere Lebensmittel in Verkehr zu bringen“, können eine neue Qualität in 
der Lebensmittelüberwachung bewirken, unter der Voraussetzung, dass das 
geforderte qualifizierte Personal in ausreichender Zahl zur Verfügung steht. Werden 





wie International Food Standard oder ISO-Normen zu installieren, um der Forderung 
nach sicheren Lebensmitteln nachzukommen, sind nun auch die Unteren 
Veterinärbehörden verpflichtet, diese Systeme zu beherrschen. Die Umsetzung der 
VO 852/2004 wird nur möglich sein, wenn diese durch erklärende und verpflichtende 
Leitlinien ergänzt und die Sicherungskonzepte durch die zuständigen Behörden 
überwacht werden. Ob eine Umsetzung mit der vorhandenen Qualifikation des 
Personals möglich ist, erscheint jedoch fraglich. Erst wenn Lebensmittelunternehmer 
und die Lebensmittelüberwachung das Ziel „sichere Lebensmittel zu produzieren“ auf 
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In der Europäischen Gemeinschaft soll der höchste Standard an Lebensmittel-
Sicherheit gelten. Um diesem obersten Grundsatz der Europäischen Union 
Rechnung zu tragen, wurden Verpflichtungen zur Durchführung von betrieblichen 
Eigenkontrollen in die europäischen Rechtsakte aufgenommen. Inwieweit 
Eigenkontrollen in die Praxis umgesetzt sind und deren Problematik, sollte mittels 
vorliegender Arbeit untersucht werden. Hierfür wurden Betriebe aus den Bereichen 
Gastronomie und Gemeinschaftsverpflegung im Einzugsgebiet des Stadtveterinär-
amtes Karlsruhe auf die Durchführung von Eigenkontrollen untersucht. Die Daten 
von 184 Betrieben wurden im Rahmen der amtlichen Lebensmittelüberwachung 
mittels eines Fragebogens erfasst. 
Größere Betriebe, mit einer Produktion von >150 Essen am Tag führten häufiger 
Eigenkontrollen und deren Dokumentation durch, als Betriebe mit nur einer 





Die Betriebe der Gruppen Gaststätten und Imbisse hatten am wenigsten Kenntnisse 
über bestehende Rechtsvorschriften, führten am wenigsten Kontrollen und 
Personalschulungen durch und hatten am wenigsten Sicherungsmaßnahmen 
eingerichtet.  
Weiterhin hat sich gezeigt, dass die Krankenhäuser, Fernküchen, Fastfood-Filialen 
und Altenheime am häufigsten Kenntnisse über bestehende Rechtsvorschriften 
vorweisen konnten, die meisten Kontrollen und Personalschulungen durchführten 
und häufiger Sicherungsmaßnahmen eingerichtet hatten.  
Die Untersuchung hat ergeben, dass die Durchführung von betriebseigenen 
Kontrollen und Maßnahmen nach § 4 LMHV (Lebensmittelhygieneverordnung) den 
Betrieben noch große Schwierigkeiten bereitet. Im Vordergrund steht jedoch die 
Tatsache, dass der durchschnittliche Lebensmittelunternehmer mit der Entwicklung 
eines eigenen Sicherheitssystems, mit dem Lebensmittelsicherheit garantiert wird, 
überfordert ist. Einige unspezifische Eigenkontrollmaßnahmen, wie die Durchführung 
von Wareneingangskontrollen, Temperaturmessungen in Kühl - und Tiefkühlein-
richtungen, Personalschulungen und die Temperaturkontrollen in Heißhalte-
vorrichtungen ließen sich dennoch in der Vergangenheit mittels amtlicher Anweisung 
des zuständigen Veterinäramtes durchsetzen. Selbstständig entwickelte Sicherungs-
maßnahmen, individuell an den jeweiligen Betrieb angepasst, konnten in der 
vorliegenden Untersuchung nicht vorgefunden werden. Diesbezüglich besteht noch 
reichlich Aufklärungsbedarf, wobei der Rolle des amtlichen Tierarztes vor Ort eine 
besondere Rolle zukommt. 
Die Anfang 2006 in Kraft tretende neue Verordnung über Lebensmittelhygiene sieht 
eine Verpflichtung zur Dokumentation vor und regelt einige Schwachpunkte der 
ehemals gültigen LMHV. Sie schafft gleichwohl neue Ermessensspielräume in der 
Beurteilung der Betriebe, für deren Regelungen noch reichlich Handlungsbedarf 
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The European Union stipulates the highest standards of food safety. To help ensure 
compliance with this fundamental principle, commitments were set out in European 
law to make it mandatory for catering businesses to conduct controls of their food 
safety and hygiene. This thesis is firstly concerned with examining the extent to 
which this self-regulatory principle has been out into practice, and secondly with 
exploring possible barriers to the success of this legislation. With this in mind, various 
catering-related businesses in the catchment area of the Veterinary Board of the city 
of Karlsruhe were recruited with a view to examine the extent to which controls were 
being carried out by the businesses in question. Data from 184 businesses were 
collected by means of a questionnaire tapping issues pertinent to food safety. 
Larger businesses with a food turnover of 150 meals per day and above conducted 
more controls than comparatively smaller businesses. 
Restaurants and take-aways, in opposite to hospitals, food deliveries, fast-food 





the mandatory legal requirements, to carry the rareliest controls or staff training and 
to implement the least security measures. 
Results indicate further that business internal controls stipulated in § 4 of the LMHV 
are providing businesses with a number of difficulties. 
It is apparent that the average catering and gastronomic establishment is unable to 
develop satisfactory (and comprehensive) modes of practice with a view to ensuring 
food safety on their own behalf. However, a number of self-regulatory modes of 
practice to enhance food safety were possible through direct instruction from the 
Veterinary Board. These included the monitoring of temperature in ambient displays. 
Since self-imposed security measures that are designed by businesses on an 
individual basis could not be found within this examination there is a real need for the 
distribution of relevant information to aid businesses in the development of these, 
whereby in this respect local veterinary officers have a major role to play. 
The new food safety and hygiene decree that will become law in 2006 stipulates that 
businesses have to document relevant food safety measures and controls and 
clarifies a number of weaknesses in the existing LMHV. But it creates new scope for 
discretion in the evaluation of the companies, for their reguations still plentifully action 
is needed. A standardised procedure of evaluating risks will not exist until the 
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Risikobeurteilung für Lebensmittelbetriebe 
 
Beurteilt von: ____________________    Betrieb: ______________________ 
Für Erstbenutzer: Die Verwendung des Formblattes setzt die Kenntnis des zugehörigen Leitfadens voraus! 
 
1. Statische Risiken des Betriebes aktuell letzte 
Einstufung 
Anmerkungen 
1.1. Art des Betriebes (nach ADV-Katalog 08) Kontrolldatum    
1.2. Bedeutung des Betriebes (Vertriebswege und Anzahl der betroffenen 
Verbraucher) 
Punkte   
Lebensmittel sind nur für wenige Verbraucher bestimmt (Mitte<60 / 
Arbeitstage) 
Bei Gaststätten und Kantinen: weniger als 20 Essen pro Tag 
0   
Ausschließlich lokale Bedeutung 
Bei Gaststätten und Kantinen: zwischen 30 und 100 Essen pro Tag 
4   
Regionale Bedeutung oder 
für wenige Verbraucher (Mittel<100 / Arbeitstag) bestimmt aber mit 
nationaler Verbreitung 
Bei Gaststätten und Kantinen: mehr als 100 Essen pro Tag 
10   
Nationale / Internationale Bedeutung 18   
 
1.3. Produkte – Rohstoffe – Verfahren    
1.3.1 Risiko der Rohstoffe, Zutaten, Zwischenprodukte und der Verarbeitungsverfahren für 
den Verbraucher 
  
Hohes Risiko (chemisch – [mikro]biologisch – physikalisch) 12   
Mittleres Risiko (chemisch – [mikro]biologisch – physikalisch) 6   
Geringes Risiko (chemisch – [mikro]biologisch – physikalisch) 0   
 
1.3.2 Haltbarkeit und Risiko der Endprodukte   
Unter einer Woche haltbar – leicht verderbliche Ware 12   
Bis ein Monat haltbar 6   
Mehr als ein Monat 0   
 
1.3.2.1 Unter Heißhaltung abgegeben bzw. nur unter Kühlung / 
Tiefkühlung haltbare Endprodukte 
2    
1.4 Verzehr durch empfindliche Personengruppen (Ausschließlich oder 
vorwiegend) 
6    
ZWISCHENSUMME    
2. Betriebsspezifische, variable Risiken Schwerwiegende Maßnahmen der 
letzten 2 Jahre 
2.1 Maßnahmen (z.B. der letzten 2 Jahre) 
 1 bis 2 Mehr als 2   
Geringfügige Maßnahmen (ADV-Nr x bis y) 0 8   
Schwerwiegende Maßnahmen (ADV-Nr i bis k) 6 10   
 
2.2 Hygiene (Arbeit und Personal) = Status quo des Betriebes geringfügige Maßnahmen der letzten 
2 Jahre 
GUT 
- erkennbar gute Produktionshygiene 
- gutes angewendetes Hygieneverständnis des Personals 
-13   
BESSER ALS AUSREICHEND -7   
AUSREICHEND 
- Mängel in Produktionshygiene erkennbar 
- Mängel beim Hygieneverständnis des Personals 
0   
BEDINGT AUSREICHEND 7   
NICHT AUSREICHEND 
- Personalmangel in hygienisch kritischen Bereichen, unqualifiziertes 
Arbeiten 
- Eklatante Mangel im Konzept der Produktionshygiene bzw. mangelhafte 
Umsetzung des Konzeptes 
- Gravierende Hygieneverstöße durch das Personal evident 
13   
 
2.3 Bauliche Konzeption-Zustand / Zustand der (technischen) Ausstattung  




- Maschinenpark / Ausstattung auf Stand der Technik 
- neuwertiges Gebäude bzw. keine oder nur Kleine-Mängel erkennbar 
- konzeptionell gute räumliche Anordnung 
BESSER ALS AUSREICHEND -7   
AUSREICHEND 
- Maschinenpark / Ausstattung teilweise defekt oder 
erneuerungsbedürftig 
- wenige große oder viele kleinere bauliche Mängel 
- konzeptionell akzeptable räumliche Anordnung 
0   
BEDINGT AUSREICHEND 7   
NICHT AUSREICHEND 
- Maschinenpark / Ausstattung veraltet bzw. in schlechtem Zustande 
- größere Anstrengungen nötig um baulichen Standard zu erhalten 
- konzeptionell unzureichende räumliche Anordnung: Kreuzungen rein / 
unrein 
13   
2.4 (Effektivität der) Eigenkontrollsysteme, Schulungen = Konzeptioneller Teil des Betriebes  
2.4.1 Eigenkontrolle der Betrieblichen Hygiene, QM-System kontrolliert:     Reinigungs-plan 




BESSER ALS AUREICHEND -6   Schädlinge 0 Endprodukt-kontrolle 
AUSREICHEND 0   Temperaturkontrolle 0 Wartungsplan 
BEDINGT AUSREICHEND 6   Mitarbeiterschulunge
n 
0 Lagerung / 
Rückverfolge 
NICHT AUSREICHEND 12     Weitere 
2.4.2 Betriebseigene Maßnahmen und Kontrollen (HACCP) kontrolliert:   
GUT -4   
BESSER ALS AUREICHEND -2   
AUSREICHEND 0   
BEDINGT AUSREICHEND 2   
NICHT AUSREICHEND 4   
 
GESAMTSUMME   








> 148 RK I > 98 RK IV 
> 132 RK II > 78 RK V 
3. Einteilung in Risikoklassen / 
Überwachungshäufigkeit entsprechend der 
Risikobeurteilung 
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Muster einer Risikobeurteilung für Betriebe, die der amtlichen Lebensmittelüberwachung 
unterliegen einschl. daraus resultierender Überwachungshäufigkeiten 
 
Vorbemerkung: 
Für jedes einzelne Einstufungskriterium werden Punkte vergeben. Aus der Addition der Punkte 
ergeben sich gemäß der unter Nr. 4 aufgeführten Tabelle die Überwachungshäufigkeiten. 





Unter Risiko in diesem Sinne wird der Grad mikrobiologischer und chemischer Verderblichkeit 
verstanden. 
 
Produkte mit hohem Risiko 
Chemisch und/oder mikrobiologisch leicht verderbliche Lebensmittel, Haltbarkeit bis etwa 1 Woche. 
Chemisch und/oder mikrobiologisch anfällige kosmetische Mittel (z.B. Emulsionen). 
 
Produkte mit mittlerem Risiko 
Bedingt haltbare Lebensmittel, Haltbarkeit bis zu 3 Monaten. 
Verpackte kosmetische Mittel mit begrenzter Haltbarkeit, unverpackte, aber chemisch und/oder 
mikrobiologisch weniger anfällige kosmetische Mittel (Öl, Puder). 
Unverpackte Bedarfsgegenstände, an die mikrobiologische Anforderungen gestellt werden. 
 
Produkte mit geringem Risiko 
Länger haltbare Lebensmittel, Haltbarkeit über 3 Monate (z.B.Konserven, trockene Lebensmittel, 
Süßwaren). 
Verpackte kosmetische Mittel, für die kein Haltbarkeitsdatum vorgeschrieben ist. 







1.   Potentielles Risiko 
1.1. Art des Produktes und Art des Umgangs 









(Industrie und Handwerk) 
30 20 10  
Handel (Groß-u. Einzelhandel)  
Im-/Export 






20 10 5  
1.2. Verarbeitungsmethoden  Punktzahl 
die bei fehlerhafter Durchführung mit einem erhöhten 
Risiko,z.B. chemisch und/oder mikrobieller Art, verbunden 
sind, und für die zusätzliche Punkte vergeben werden, z.B: 
-Zubereitung (Kochen u. Kühlen) von Speisen 
-thermische Behandlung von sensiblen Produkten 
(Herstellung) 
-keimfreies Verpacken von sensiblen Produkten 
-Vakuumverpacken/luftdichtes Verpacken von sensiblen 
Produkten 
bis zu 20  
1.3. Bedeutung des Betriebes  Punktzahl  
die Lebensmittel sind nur für wenige Verbraucher (< 20) 
bestimmt 
0  
enge lokale Bedeutung 5  
regionale Bedeutung 15  
nationale/internationale Bedeutung 20  
sind die Produkte für besonders sensible Verbrauchergruppen 
(Kinder, Senioren, Kranke, Immungeschwächte) bestimmt, 
zusätzlich zur o.g. Punktzahl 
bis zu 20  
2.    Betriebliche Voraussetzungen  Punktzahl 
2.1  Bauliche Beschaffenheit (Beleuchtung, Lüftung, Anlagen etc.)   
sehr gut (Stand der Technik, optimale Ausstattung) 0  
gut (hohes Niveau, einige Verbesserungen jedoch noch 
möglich) 
5  
befriedigend (Voraussetzungen nicht optimal, aber Niveau wird 
gehalten bzw. verbessert) 
10  
ausreichend (es sind größere Anstrengungen erforderlich, 
damit das Niveau nicht absinkt) 
15  
schlecht (wesentliche Voraussetzungen sind nicht erfüllt 20  











2.2. Vertrauen in die Betriebsführung  Punktzahl 
großes Vertrauen 
(z.B. gute Einhaltung der (Rechts-)Vorschriften, Fachwissen 




(z.B. angemessener Einhaltung der Rechtsvorschriften, 
Fachwissen extern verfügbar) 
5  
gewisses Maß an Vertrauen 
(z.B. zufriedenstellende Einhaltung der (Rechts-)Vorschriften, 
bedingt Zugang zu Fachwissen) 
10  
wenig Vertrauen 




(z.B. ungenügende Einhaltung der (Rechst-)Vorschriften, wenig 
oder kein Zugang zu Fachwissen, keine Qualitätskontrolle) 
30  
3.    Berücksichtigung vorhandener Qualitätssicherungssysteme nach 
EN 29 000 durch Abzug bei der Punktezahl  
  
kein QS-System vorhanden bzw. vorhandenes System 
funktioniert nicht 
0  
funktionierendes QS-System mit durchschnittlichen Ergebnissen - 20  
funktionierendes QS-System mit guten Ergebnissen - 30  
 





>90 2 Monate 
71 – 90 4 Monate 
51 - 70 6 Monate 
31 - 50 12 Monate 




































































[  ]  Einrichtung der    ( ) Kantine  ( ) Kita   
Gemeinschaftsverpflegung: ( ) Altenheim  ( ) Krankenhaus 
 
 [  ]  Gastronomie:   ( ) Gaststätte  ( ) Imbiss  
( ) Fast-Food-Kette  ( ) Fernküche 
 
2. Anzahl des Küchenpersonals? 
 [  ] 1 Person   [  ] 2-4 Personen 
[  ] 5 u. mehr Pers.  [  ] ..... Personen 
 
3. Anzahl der Essen pro Tag? 
 .............      Portionen / Tag 
 
4. Betriebszeiten? 
Von ……….bis ...…....Uhr 
 
5. Essensausgabe? 
[  ] durchgehend 
[  ] nicht durchgehend 
 
6. Sind folgende gesetzliche Grundlagen bekannt? 
a) LMHV (Lebensmittelhygieneverordnung) 
[  ]  Ja 
[  ]  Nein 
 
b) IfSG (Infektionsschutzgesetz) 
[  ]  Ja 
[  ]  Nein 
 
7. Sind o.g. Gesetzestexte im Betrieb vorhanden? 
 [  ]  Ja  
 [  ]  Nein 
 
8. Ist der Begriff Allgemeinhygiene (§ 3) bekannt? 
 [  ]  Ja 
 [  ]  Nein 
 
9. Ist der Begriff „betriebseigene Maßnahme und Kontrollen“ (§ 4) 
bekannt? 
[  ]  Ja         [  ] Missverständnis 





10. a) Sind mögliche Risiken im Produktionsablauf bekannt 
(chem.,phys.,biolog.) 
[  ]  Ja 
[  ]  Nein 
 
 
 b) Sind hierfür Sicherungsmaßnahmen eingerichtet 
[  ]  Ja 
[  ]  Nein 
 
11. Welche betrieblichen Eigenkontrollen werden durchgeführt? 
[  ] Keine 
 
[  ] Allgemeine EK:    ( ) Wareneingangskontrollen 
( ) TM* i. Kühl- u.Tiefkühleinrichtungen 
( ) TM* i. Heißhaltevorrichtungen 
( ) Personalschulungen LMHV, IfSG 
 
[  ] Produktspezifische Gefahrenanalyse mittels eines Fließschemas  
      vorhanden 
 
12. Worauf basieren die betrieblichen Eigenkontrollen? 
[  ]  Eigenkonzept 
[  ]  Fremdkonzept 
 
13. Wenn Eigenkontrollen durchgeführt werden, werden sie 
dokumentiert? 
[  ]  Ja          [  ] sporadisch 
[  ]  Nein 
 
14. Fand eine §4 Belehrung über durchzuführende Eigenkontrollen statt? 
[  ]  Ja 
[  ]  Nein 
[  ]  mündliche Belehrung 
 
15. Verantwortliche Person für die Durchführung von Eigenkontrollen? 
[  ] Koch/Köchin   [  ] Küchenleitung 
[  ] Betreiber/in, Besitzer/in [  ] Hauswirtschaftsleitung 
[  ] Hygienebeauftragte/r 
 
 
* TM= Temperaturmessungen 
 
 
